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KAPITEL 4

VERTEILUNGSTRANSAKTIONEN 

4.01 Definition: Verteilungstransaktionen umfassen die Verteilung der Wertschöpfung auf 

Arbeit, Kapital und den Staat sowie die Umverteilung von Einkommen und Vermögen. 

Es wird zwischen laufenden Transfers und Vermögenstransfers unterschieden; durch 

Vermögenstransfers wird nicht Einkommen, sondern Ersparnis oder Vermögen umverteilt. 

ARBEITNEHMERENTGELT (D.1) 

4.02 Definition: Das Arbeitnehmerentgelt (D.1) umfasst sämtliche Geld- und Sachleistungen, 

die von einem Arbeitgeber an einen Arbeitnehmer erbracht werden, und zwar als Entgelt 

für die von diesem in einem Darstellungszeitraum geleistete Arbeit. 

Das Arbeitnehmerentgelt umfasst folgende Bestandteile: 

a) Bruttolöhne und -gehälter (D.11): 

– Bruttolöhne und -gehälter in Form von Geldleistungen, 

– Bruttolöhne und -gehälter in Form von Sachleistungen. 
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b) Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.12): 

– Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.121): 

– tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber zur Alterssicherung (D.1211), 

– tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber ohne Beiträge zur 

Alterssicherung (D.1212); 

– Unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.122): 

– unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber zur Alterssicherung (D.1221); 

– unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber ohne Beiträge zur 

Alterssicherung (D.1222). 

Bruttolöhne und -gehälter (D.11) 

Bruttolöhne und -gehälter in Form von Geldleistungen 

4.03 Bruttolöhne und -gehälter in Form von Geldleistungen schließen alle vom Arbeitnehmer 

geleisteten Sozialbeiträge, Einkommensteuern und sonstigen Zahlungen ein, auch wenn 

diese vom Arbeitgeber einbehalten und für den Arbeitnehmer direkt an Systeme der 

sozialen Sicherung, Steuerbehörden usw. abgeführt werden. 

Bruttolöhne und -gehälter in Form von Geldleistungen umfassen: 

a) regelmäßig gezahlte Grundlöhne und -gehälter; 
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b) Zuschläge, zum Beispiel für Überstunden, Nacht- und Sonntagsarbeit sowie für 

unangenehme oder gefährliche Arbeitsbedingungen; 

c) Teuerungszulagen und Auslandszulagen; 

d) Prämien oder andere an den Gesamterfolg des Unternehmens geknüpfte 

Sonderzahlungen auf Leistungsbasis; Produktivitätszuschläge oder Ergebnisprämien, 

Weihnachts- und Neujahrsgratifikationen außer Sozialleistungen für Arbeitnehmer 

(siehe Nummer 4.07 Buchstabe c); zusätzliche 13. oder 14. Monatsgehälter;

e) Fahrtkostenzuschüsse, jedoch nicht Entschädigungen oder Erstattungen für Reise-, 

Trennungs-, Umzugskosten und Repräsentationskosten von Arbeitnehmern bei der 

Ausübung ihrer Berufstätigkeit (siehe Nummer 4.07 Buchstabe a); 

f) Entgelte für arbeitsfreie Feiertage und bezahlte Urlaubstage; 

g) Provisionen, Trinkgelder, Anwesenheitsvergütungen und Tantiemen, die an 

Arbeitnehmer gezahlt werden; 

h) Zahlungen von Arbeitgebern an ihre Arbeitnehmer zum Zweck der 

Vermögensbildung; 

i) außertarifliche Sonderzahlungen im Fall des Ausscheidens eines Arbeitnehmers aus 

dem Unternehmen; 
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j) Wohnungszuschüsse, die Arbeitgeber in bar an ihre Arbeitnehmer zahlen. 

Bruttolöhne und -gehälter in Form von Sachleistungen 

4.04 Definition: Bruttolöhne und -gehälter in Form von Sachleistungen umfassen Waren, 

Dienstleistungen und sonstige unbare Leistungen, die unentgeltlich oder verbilligt von den 

Arbeitgebern zur Verfügung gestellt werden und von den Arbeitnehmern nach eigenem 

Ermessen zur Befriedigung ihrer eigenen Bedürfnisse oder der Bedürfnisse von 

Mitgliedern ihres Haushalts verwendet werden können.

4.05 Beispiele für Bruttolöhne und -gehälter in Form von Sachleistungen sind: 

a) Mahlzeiten und Getränke, auch bei Geschäftsreisen, nicht jedoch Mahlzeiten und 

Getränke, die aufgrund von außergewöhnlichen Arbeitsbedingungen erforderlich 

sind. Preisnachlässe in kostenlosen oder unterstützten Kantinen oder in Form von 

Essensgutscheinen werden als Bruttolöhne und -gehälter in Form von Sachleistungen 

gebucht;

b) auf Rechnung des Arbeitgebers erbrachte oder gekaufte Wohnungs- oder 

Unterbringungsdienstleistungen, die von allen Mitgliedern des Haushalts des 

Arbeitnehmers in Anspruch genommen werden können; 

c) Uniformen und andere spezielle Bekleidung, die von den Arbeitnehmern nicht nur 

am Arbeitsplatz, sondern auch außerhalb des Arbeitsplatzes häufig getragen werden; 
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d) Fahrzeuge und andere dauerhafte Güter, die den Arbeitnehmern zur persönlichen 

Benutzung zur Verfügung gestellt werden; 

e) im Rahmen des Produktionsprozesses des Arbeitgebers produzierte Waren und 

Dienstleistungen, wie etwa Freifahrten und -flüge für die Arbeitnehmer von 

Eisenbahn- oder Fluggesellschaften, Deputatkohle für Bergarbeiter oder kostenlose 

Lebensmittel für Arbeitnehmer in der Landwirtschaft; 

f) Sport-, Freizeit- und Ferieneinrichtungen für Arbeitnehmer und ihre Familien; 

g) Beförderung zum und vom Arbeitsplatz, sofern sie nicht während der Arbeitszeit 

stattfindet; Parkmöglichkeiten, wenn andernfalls dafür bezahlt werden müsste; 

h) Betreuung für die Kinder der Arbeitnehmer; 

i) Zahlungen zugunsten der Arbeitnehmer, die von Arbeitgebern an Betriebsräte oder 

vergleichbare Gremien geleistet werden; 

j) Wert der an Arbeitnehmer ausgegebenen Gratisaktien; 

k) zinsverbilligte Darlehen an Arbeitnehmer. Der Wert dieser Leistung wird geschätzt, 

indem von dem Betrag, den der Arbeitnehmer bei Zugrundelegung von Marktzinsen 

zahlen müsste, der Betrag der tatsächlich gezahlten Zinsen abgezogen wird. Die 

Leistung wird als Bruttolöhne und -gehälter im Einkommensentstehungskonto, die 

entsprechende unterstellte Zinszahlung des Arbeitnehmers an den Arbeitgeber im 

Konto der primären Einkommensverteilung verbucht. 
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l) Aktienoptionen, wenn ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer die Option zum Kauf 

von Aktien oder Anteilen zu einem späteren Zeitpunkt zu einem festgelegten Preis 

einräumt (siehe Nummern 4.168 bis 4.178); 

m) Einkommen, das durch nicht beobachtete Wirtschaftstätigkeiten in 

Unternehmenssektoren entsteht und an die Arbeitnehmer, die an derartigen 

Wirtschaftstätigkeiten beteiligt sind, für den privaten Gebrauch übertragen wird. 

4.06 Waren und Dienstleistungen, die den Arbeitnehmern als Bruttolöhne und -gehälter in Form 

von Sachleistungen zur Verfügung gestellt werden, werden zu Herstellungspreisen 

bewertet, wenn sie vom Arbeitgeber produziert werden, und zu Anschaffungspreisen, 

wenn sie vom Arbeitgeber gekauft werden. Werden die Waren und Dienstleistungen 

kostenlos zur Verfügung gestellt, so werden die Bruttolöhne und -gehälter in Form von 

Sachleistungen anhand des Herstellungspreises (oder, wenn sie vom Arbeitgeber gekauft 

werden, anhand des Anschaffungspreises) der betreffenden Waren und Dienstleistungen 

berechnet. Von diesem Wert wird der vom Arbeitnehmer gezahlte Betrag abgezogen, wenn 

die Waren und Dienstleistungen nicht unentgeltlich, sondern verbilligt zur Verfügung 

gestellt werden. 

4.07 Bruttolöhne und -gehälter umfassen nicht: 

a) Ausgaben der Arbeitgeber, die für den Produktionsprozess der Arbeitgeber 

erforderlich sind. Beispiele hierfür sind: 

1) Entschädigungen oder Erstattungen für Reise-, Trennungs-, Umzugskosten und 

Repräsentationsausgaben von Arbeitnehmern bei der Ausübung ihrer 

Berufstätigkeit; 
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2) Ausgaben für die Ausstattung der Arbeitsräume, für ärztliche Untersuchungen, 

die aufgrund der Art der Arbeit erforderlich sind, und für Arbeitskleidung, die 

am Arbeitsplatz getragen wird; 

3) Unterbringungsdienstleistungen am Arbeitsplatz, die nicht von den Mitgliedern 

des Haushalts des Arbeitnehmers in Anspruch genommen werden können, zum 

Beispiel Bauunterkünfte, Schlafräume und Arbeitnehmerwohnheime; 

4) Mahlzeiten und Getränke, die aufgrund von außergewöhnlichen 

Arbeitsbedingungen erforderlich werden; 

5) Vergütungen, die an Arbeitnehmer zum Kauf von Werkzeugen, Material oder 

von besonderer Arbeitskleidung gezahlt werden, die für die Arbeit benötigt 

werden, bzw. der Teil der Lohn- und Gehaltszahlung, den die Arbeitnehmer 

aufgrund vertraglicher Verpflichtungen für derartige Käufe aufwenden müssen. 

Werden Arbeitnehmern, die aufgrund ihres Arbeitsvertrags verpflichtet sind, 

Werkzeuge, Material, besondere Arbeitskleidung usw. zu erwerben, die Kosten 

hierfür nicht vollständig erstattet, so werden die verbleibenden ihnen 

entstandenen Kosten von den Beträgen abgezogen, die sie in Löhnen und 

Gehältern erhalten, und die Vorleistungen der Arbeitgeber werden 

entsprechend erhöht. 

Ausgaben für Waren und Dienstleistungen, die die Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern zur 

Verfügung stellen müssen, damit diese ihre Arbeit ausführen können, werden als 

Vorleistungen der Arbeitgeber behandelt; 
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b) Bruttolöhne und -gehälter, die vom Arbeitgeber während eines bestimmten 

Zeitraums im Fall von Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall, Invalidität, Entlassung 

usw. ihrer Arbeitnehmer weitergezahlt werden. Derartige Lohn- und 

Gehaltsfortzahlungen werden zu den sonstigen Leistungen zur sozialen Sicherung 

ohne Leistungen zur Alterssicherung (D.6222) gerechnet und erscheinen mit dem 

gleichen Betrag bei den unterstellten Sozialbeiträgen der Arbeitgeber ohne Beiträge 

zur Alterssicherung (D.1222); 

c) sonstige beschäftigungsbezogene Leistungen zur sozialen Sicherung in Form von 

Kindergeld, Ehegattenzuschlägen, Erziehungszulagen oder anderen Zulagen für 

Familienangehörige oder in Form von kostenloser medizinischer Versorgung des 

Arbeitnehmers und seiner Familie (sofern sie nicht aufgrund der Arbeit erforderlich 

ist); 

d) vom Arbeitgeber auf die Lohnsumme zu zahlende Steuern. Diese von Unternehmen 

zu zahlenden Steuern werden entweder als ein Anteil der gezahlten Löhne und 

Gehälter oder als ein fester Betrag pro beschäftigter Person bewertet. Sie werden als 

sonstige Produktionsabgaben behandelt; 

e) Zahlungen an Heimarbeiter nach Akkordsätzen. Wenn ein Heimarbeiter auf der 

Grundlage der geleisteten Arbeit vergütet wird, d. h. auf der Grundlage der 

Arbeitsleistung, die als Einsatz in einen Produktionsprozess eingebracht wird, für 

den der Heimarbeiter verantwortlich ist, so setzt diese Art der Vergütung voraus, 

dass er selbständig ist. 
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Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.12) 

4.08 Definition: Sozialbeiträge der Arbeitgeber sind Sozialbeiträge, die Arbeitgeber an die 

Sozialversicherung oder an andere beschäftigungsbezogene Systeme der sozialen 

Sicherung zahlen, damit ihre Arbeitnehmer Sozialleistungen erhalten.  

In das Arbeitnehmerentgelt wird ein Betrag in Höhe des Wertes der Sozialbeiträge 

einbezogen, die von den Arbeitgebern geleistet werden, um damit ihren Arbeitnehmern 

einen Anspruch auf Sozialleistungen zu sichern. Bei den Sozialbeiträgen der Arbeitgeber 

handelt es sich entweder um tatsächliche oder um unterstellte Beträge. 

Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.121) 

4.09 Definition: Die tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.121) umfassen deren 

Zahlungen an Versicherungsträger (Sozialversicherung und andere 

beschäftigungsbezogene Systeme der sozialen Sicherung) zugunsten ihrer Arbeitnehmer. 

Derartige Zahlungen umfassen die gesetzlich vorgeschriebenen, die gewohnheitsmäßig 

gewährten, die vertraglichen sowie die freiwilligen Beträge zur Versicherung gegen soziale 

Risiken oder Bedürfnisse. 

Obwohl derartige Arbeitgeberbeiträge von den Arbeitgebern direkt an die 

Versicherungsträger gezahlt werden, sind sie als ein Bestandteil des Arbeitnehmerentgelts 

anzusehen. Verbucht wird dann die Abführung der Beiträge durch die Arbeitnehmer an die 

Versicherungsträger. 
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Es gibt zwei Kategorien von tatsächlichen Sozialbeiträgen der Arbeitgeber: Die Beiträge 

zur Alterssicherung und Beiträge für andere Leistungen werden separat unter den 

folgenden Positionen verbucht: 

a) Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber zur Alterssicherung (D.1211) 

b) Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber ohne Beiträge zur Alterssicherung 

(D.1212).

Die tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber ohne Beiträge zur Alterssicherung 

entsprechen Beiträgen im Zusammenhang mit sozialen Risiken und Bedürfnissen, bei 

denen es nicht um die Alterssicherung geht, wie Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall, 

Invalidität, Entlassung usw. ihrer Arbeitnehmer. 

Unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.122) 

4.10 Definition: Die unterstellten Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.122) stellen den Gegenwert 

von sonstigen Leistungen zur sozialen Sicherung (D.622) (vermindert um einen Betrag in 

Höhe eventueller Arbeitnehmerbeiträge) dar, die von den Arbeitgebern direkt, also ohne 

Zwischenschaltung einer Versicherungsgesellschaft oder einer rechtlich selbständigen 

Altersvorsorgeeinrichtung und ohne dass zu diesem Zweck spezielle Fonds oder spezielle 

Rückstellungen gebildet werden, an die von ihnen gegenwärtig oder früher beschäftigten 

Arbeitnehmer oder sonstige Berechtigte gezahlt werden. 

Es gibt zwei Kategorien von unterstellten Sozialbeiträgen der Arbeitgeber: 

a) Unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber zur Alterssicherung (D.1221) 

Es gibt zwei Arten von Systemen der sozialen Sicherung für Alterssicherungsleistungen: 

Systeme mit Beitragszusagen und Systeme mit Leistungszusagen. 
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Bei einem System mit Beitragszusagen werden die Leistungen durch die an das System 

gezahlten Beiträge und die Rendite aus der Investitionen der Mittel bestimmt. Zum 

Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand übernimmt der Arbeitnehmer alle Risiken 

hinsichtlich der zahlbaren Leistungen. Für diese Systeme gibt es keine unterstellten 

Beiträge, es sei denn, der Arbeitgeber selbst betreibt das System. In diesem Fall werden die 

Kosten für den Betrieb des Systems als unterstellter Beitrag behandelt, der dem 

Arbeitnehmer als Teil des Arbeitnehmerentgelts gezahlt wird. Dieser Betrag wird auch als 

Konsumausgaben der privaten Haushalte für Finanzdienstleistungen gebucht. 

Bei einem System mit Leistungszusagen werden die an die Mitglieder zu zahlenden 

Leistungen durch die Regeln des Systems bestimmt, d. h. durch Anwendung einer Formel 

zur Berechnung der Zahlung oder einer Mindestzahlung. In einem typischen System mit 

Leistungszusagen zahlen sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer Beiträge, 

wobei der Arbeitnehmerbeitrag ein Pflichtbeitrag in Höhe eines bestimmten Prozentsatzes 

des gegenwärtigen Gehalts ist. Die Kosten für die Erfüllung der genannten Leistungen 

werden vom Arbeitgeber getragen. Der Arbeitgeber trägt auch das Risiko für die 

Erbringung der Leistungen. 

Im Rahmen eines Systems mit Leistungszusagen wird ein unterstellter Beitrag des 

Arbeitgebers wie folgt berechnet: 

Der unterstellte Beitrag des Arbeitgebers ist gleich 
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der Erhöhung der Leistung aufgrund der Beschäftigung in der Berichtsperiode 

abzüglich der Summe des tatsächlichen Arbeitgeberbeitrags 

abzüglich der Summe eines eventuellen Arbeitnehmerbeitrags 

zuzüglich der Kosten des Betriebs des Systems. 

Einige Systeme können als beitragsfrei dargestellt werden, da weder der Arbeitgeber noch 

der Arbeitnehmer tatsächliche Beiträge leisten. Ein unterstellter Beitrag des Arbeitgebers 

wird jedoch wie vorstehend beschrieben berechnet und unterstellt. 

Wenn Alterssicherungsansprüche von Systemen für Arbeitnehmer des Staates nicht in den 

Kernkonten gebucht werden, sind die unterstellten Sozialbeiträge der öffentlichen 

Arbeitgeber zur Alterssicherung anhand versicherungsmathematischer Berechnungen zu 

schätzen. Wenn durch die versicherungsmathematischen Berechnungen keine hinreichend 

zuverlässigen Ergebnisse erzielt werden können, und nur in derartigen Fällen, kann die 

Schätzung der unterstellten Sozialbeiträge öffentlicher Arbeitgeber zur Alterssicherung 

nach zwei weiteren Ansätzen erfolgen: 

1) auf der Grundlage eines angemessenen Prozentsatzes der an die gegenwärtig 

beschäftigten Arbeitnehmer gezahlten Bruttolöhne und -gehälter oder 

2) als Differenz zwischen den gezahlten laufenden Leistungen und den gezahlten 

tatsächlichen Beiträgen (sowohl der Arbeitnehmer als auch des Staates als 

Arbeitgeber). 



PE-CONS 77/12 ADD 4 REV 1   13 
 DE

b) Unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber ohne Beiträge zur Alterssicherung 

(D.1222)

Die Tatsache, dass einige Sozialleistungen direkt von den Arbeitgebern und nicht über die 

Sozialversicherung oder sonstige Versicherungsträger gewährt werden, steht ihrer 

Verbuchung als Sozialleistungen nicht entgegen. Da die Aufwendungen für diese 

Leistungen einen Teil der Lohnkosten des Arbeitgebers bilden, werden sie jedoch auch 

dem Arbeitnehmerentgelt zugerechnet. Für die Arbeitnehmer werden daher Entgelte in 

Höhe der Sozialbeiträge unterstellt, die gezahlt werden müssen, damit sie einen Anspruch 

auf die entsprechenden Sozialleistungen haben. Bei derartigen Beträgen werden alle 

tatsächlichen Beiträge des Arbeitgebers oder Arbeitnehmers berücksichtigt; sie sind nicht 

nur von der Höhe der gegenwärtig erbrachten Leistungen abhängig, sondern auch von der 

zu erwartenden künftigen Entwicklung der Verbindlichkeiten der Arbeitgeber aufgrund 

derartiger Systeme, die wiederum von Faktoren abhängt wie der erwarteten Entwicklung 

der Anzahl, der Altersstruktur und der Lebenserwartung der von ihnen gegenwärtig oder 

früher beschäftigten Arbeitnehmer. Die Höhe der unterstellten Beiträge wird daher durch 

dieselben versicherungsmathematischen Berechnungen ermittelt, die auch für die 

Berechnung der an die Versicherungsgesellschaften zu zahlenden Prämien 

ausschlaggebend sind. 



PE-CONS 77/12 ADD 4 REV 1   14 
 DE

In der Praxis ist es jedoch unter Umständen schwierig, die Höhe derartiger unterstellter 

Sozialbeiträge exakt zu berechnen. Möglicherweise erstellt der Arbeitgeber selbst 

Schätzungen, etwa anhand der Beiträge, die an vergleichbare mit speziellen 

Deckungsmitteln finanzierte Systeme gezahlt werden, um seine zu erwartenden künftigen 

Verbindlichkeiten zu ermitteln; diese Schätzungen können verwendet werden, wenn sie 

vorliegen. Eine andere akzeptable Methode ist die Verwendung eines angemessenen 

Prozentsatzes der an die gegenwärtig beschäftigten Arbeitnehmer gezahlten Löhne und 

Gehälter. Andernfalls besteht die einzige gangbare Alternative unter Umständen darin, die 

unterstellten Sozialbeiträge und das entsprechende unterstellte Arbeitnehmerentgelt anhand 

der ohne spezielle Deckungsmittel finanzierten Leistungen (ohne Leistungen zur 

Alterssicherung) zu schätzen, die vom Arbeitgeber während desselben 

Rechnungszeitraums gezahlt werden. Die Beiträge und das entsprechende unterstellte 

Arbeitnehmerentgelt können anhand der im jeweiligen Rechnungszeitraum tatsächlich 

gezahlten Leistungen in akzeptabler Weise geschätzt werden. 

4.11 In den Konten der Sektoren erscheinen die Ausgaben für direkte Sozialleistungen einmal 

auf der Verwendungsseite des Einkommensentstehungskontos als Bestandteil des 

Arbeitnehmerentgelts und ein zweites Mal auf der Verwendungsseite des Kontos der 

sekundären Einkommensverteilung als sonstige Sozialleistungen der Arbeitgeber. Um das 

letztgenannte Konto auszugleichen, wird angenommen, dass die Arbeitnehmerhaushalte an 

den jeweiligen Arbeitgebersektor die unterstellten Sozialbeiträge zurückzahlen, mit denen 

(zusammen mit eventuellen Sozialbeiträgen der Arbeitnehmer) die von ihnen empfangenen 

Sozialleistungen dieser Arbeitgeber finanziert werden. Dieser unterstellte Kreislauf 

entspricht dem der tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber, welche die Konten des 

Sektors private Haushalte durchlaufen und damit buchungsmäßig von diesen an die 

Versicherer gezahlt werden. 
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4.12 Buchungszeitpunkt der Arbeitnehmerentgelte: 

a) Bruttolöhne und -gehälter (D.11) werden in dem Zeitraum gebucht, in dem die 

Arbeitsleistung erbracht wird. Prämien und andere Sonderzahlungen wie zusätzliche 

Monatsgehälter werden jedoch zum Fälligkeitszeitpunkt ausgewiesen. Der 

Buchungszeitpunkt von Aktienoptionen wird über den Zeitraum vom Tag der 

Gewährung bis zum Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit verteilt. Sind die Daten 

unzureichend, wird der Wert der Option zum Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit 

gebucht;

b) die tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.121) werden in dem Zeitraum 

gebucht, in dem die Arbeitsleistung erbracht wird; 

c) die unterstellten Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.122) werden wie folgt gebucht: 

1) Soweit ihnen als Gegenbuchung direkte gesetzliche Sozialleistungen 

gegenüberstehen, werden sie in dem Zeitraum gebucht, in dem die 

Arbeitsleistung erbracht wird, 

2) soweit ihnen als Gegenbuchung direkte freiwillige Sozialleistungen 

gegenüberstehen, werden sie zum Zeitpunkt der Erbringung dieser Leistungen 

gebucht.

4.13 Das Arbeitnehmerentgelt umfasst folgende Bestandteile: 

a) von gebietsansässigen Arbeitgebern an gebietsansässige Arbeitnehmer geleistetes 

Arbeitnehmerentgelt, 
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b) von gebietsfremden Arbeitgebern an gebietsansässige Arbeitnehmer geleistetes 

Arbeitnehmerentgelt, 

c) von gebietsansässigen Arbeitgebern an gebietsfremde Arbeitnehmer geleistetes 

Arbeitnehmerentgelt. 

Diese Bestandteile a bis c werden folgendermaßen gebucht: 

1) Von gebietsansässigen Arbeitgebern an gebietsansässige und gebietsfremde 

Arbeitnehmer geleistetes Arbeitnehmerentgelt umfasst die Bestandteile a und c und 

wird auf der Verwendungsseite des Einkommensentstehungskontos der Sektoren und 

Wirtschaftsbereiche gebucht, denen die Arbeitgeber angehören; 

2) von gebietsansässigen und gebietsfremden Arbeitgebern an gebietsansässige 

Arbeitnehmer geleistetes Arbeitnehmerentgelt umfasst die Bestandteile a und b und 

wird auf der Aufkommensseite des primären Einkommensverteilungskontos der 

privaten Haushalte gebucht; 

3) der Bestandteil b, von gebietsfremden Arbeitgebern an gebietsansässige 

Arbeitnehmer geleistetes Arbeitnehmerentgelt, wird auf der Verwendungsseite des 

Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers gebucht; 

4) der Bestandteil c, von gebietsansässigen Arbeitgebern an gebietsfremde 

Arbeitnehmer geleistetes Arbeitnehmerentgelt, wird auf der Aufkommensseite des 

Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers gebucht. 
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PRODUKTIONS- UND IMPORTABGABEN (D.2) 

4.14 Definition: Produktions- und Importabgaben (D.2) sind Zwangsabgaben in Form von 

Geld- oder Sachleistungen, die der Staat oder die Organe der Europäischen Union ohne 

Gegenleistung auf die Produktion und die Einfuhr von Waren und Dienstleistungen, die 

Beschäftigung von Arbeitskräften oder das Eigentum an oder den Einsatz von 

Grundstücken, Gebäuden oder anderen im Produktionsprozess eingesetzten Aktiva 

erheben. Derartige Steuern sind unabhängig von den Betriebsgewinnen zu entrichten. 

4.15 Produktions- und Importabgaben umfassen folgende Bestandteile: 

a) Gütersteuern (D.21): 

1) Mehrwertsteuer (MwSt.) (D.211), 

2) Importabgaben (D.212), 

– Zölle (D.2121), 

– Importsteuern (D.2122), 

3) sonstige Gütersteuern (D.214), 

b) sonstige Produktionsabgaben (D.29). 
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Gütersteuern (D.21) 

4.16 Definition: Gütersteuern (D.21) sind Steuern, die pro Einheit einer produzierten oder 

gehandelten Ware oder Dienstleistung zu entrichten sind. Sie können entweder als ein 

bestimmter Geldbetrag pro Mengeneinheit einer Ware oder Dienstleistung festgesetzt oder 

als ein bestimmter Prozentsatz des Preises pro Einheit oder des Wertes der den Gegenstand 

der Transaktion bildenden Waren oder Dienstleistungen berechnet werden. Steuern, die auf 

ein Gut erhoben werden, werden unabhängig davon, von welcher institutionellen Einheit 

sie gezahlt werden, den Gütersteuern zugerechnet, es sei denn, sie sind ausdrücklich in eine 

andere Position einbezogen. 

Mehrwertsteuer (MwSt.) (D.211) 

4.17 Definition: Eine Steuer vom Typ Mehrwertsteuer (MwSt.) ist eine Steuer auf Waren und 

Dienstleistungen, die stufenweise bei den Unternehmen erhoben und letztlich vollständig 

vom Endabnehmer getragen wird. 

Diese Position umfasst die vom Staat auf Güter der Inlandsproduktion und auf Importe 

erhobene MwSt. ebenso wie etwaige sonstige abzugsfähige Gütersteuern, soweit sie 

ähnlichen Regeln wie die der MwSt. unterliegen. Alle Steuern vom Typ Mehrwertsteuer 

werden im Folgenden als „MwSt.“ bezeichnet. Das gemeinsame Merkmal der Steuern vom 

Typ MwSt. ist, dass die Produzenten lediglich die Differenz zwischen der MwSt. auf ihre 

Verkäufe und der MwSt. auf ihre Käufe von Vorleistungen und Bruttoanlageinvestitionen

an den Staat abführen müssen. 

Die MwSt. ist nach dem Nettosystem zu buchen; das bedeutet: 

a) Die Produktion von Waren und Dienstleistungen sowie Importe werden ohne in 

Rechnung gestellte MwSt. gebucht; 
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b) Käufe von Waren und Dienstleistungen werden einschließlich der nichtabziehbaren 

MwSt. gebucht. Bei der Buchung der MwSt. wird davon ausgegangen, dass diese 

nicht vom Verkäufer, sondern vom Käufer getragen wird, sofern sie für diesen nicht 

abziehbar ist. Die MwSt. wird als Steuer gebucht, die zum größten Teil auf die letzte 

Verwendung, d. h. überwiegend auf den letzten Verbrauch der privaten Haushalte, 

gezahlt wird. 

Für die Gesamtwirtschaft entspricht die MwSt. der Differenz zwischen der gesamten in 

Rechnung gestellten und der gesamten abziehbaren MwSt. (siehe Nummer 4.27) 

Importabgaben (D.212) 

4.18 Definition: Importabgaben (D.212) umfassen alle Zwangsabgaben, ausgenommen die 

MwSt., die vom Staat oder den Organen der Europäischen Union auf eingeführte Güter, 

die in den freien Verkehr des Wirtschaftsgebiets eingehen, oder auf Dienstleistungen, die 

von gebietsfremden Einheiten für gebietsansässige Einheiten erbracht werden, erhoben 

werden.

Zu den Zwangsabgaben gehören: 

a) Zölle (D.2121): Sie umfassen Zölle und sonstige Importabgaben, die aufgrund von 

Zolltarifen auf bestimmte Waren zu entrichten sind, wenn diese zur Verwendung in 

das Wirtschaftsgebiet des Verwendungslandes eingeführt werden; 

b) Importsteuern (D.2122). 
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Diese Position umfasst: 

1) Abschöpfungsbeträge auf importierte landwirtschaftliche Erzeugnisse, 

2) Währungsausgleichsbeträge, die beim Import erhoben werden, 

3) allgemeine und spezielle Verbrauchsabgaben auf importierte Güter, wenn dieselben 

Steuern auf vergleichbare inländische Güter durch die produzierende Einheit selbst 

entrichtet werden, 

4) allgemeine Umsatzsteuern auf den Import von Waren und Dienstleistungen, 

5) Abgaben auf bestimmte Dienstleistungen, die von gebietsfremden Unternehmen für 

gebietsansässige Einheiten im Wirtschaftsgebiet erbracht werden, 

6) an den Staat abgeführte Gewinne von öffentlichen Unternehmen, die das 

Importmonopol für bestimmte Waren oder Dienstleistungen besitzen. 

Nettoimportabgaben werden als Differenz zwischen den Importabgaben (D.212) und den 

Importsubventionen (D.311) ermittelt. 
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Sonstige Gütersteuern (D.214) 

4.19 Definition: Sonstige Gütersteuern (D.214) umfassen Steuern auf Waren und 

Dienstleistungen, die aufgrund der Produktion, des Exports, des Verkaufs, der 

Übertragung, des Leasings oder der Lieferung dieser Waren und Dienstleistungen oder 

aufgrund ihrer Verwendung für den Eigenverbrauch oder für die Produktion von 

selbsterstellten Anlagen zu entrichten sind. 

4.20 Hierzu gehören 

a) Verbrauchsabgaben und -steuern (mit Ausnahme der in den Importabgaben 

enthaltenen); 

b) Stempelgebühren auf den Verkauf bestimmter Güter, etwa von alkoholischen 

Getränken oder Tabak, oder auf Urkunden oder Schecks; 

c) Steuern auf finanzielle Transaktionen und Vermögenstransaktionen, die auf den Kauf 

oder Verkauf von nichtfinanziellen und finanziellen Aktiva, einschließlich Devisen, 

zu entrichten sind. Sie sind zahlbar, wenn der Eigentümer von Grund und Boden 

oder anderen Aktiva wechselt, es sei denn, dies geschieht aufgrund von 

Vermögenstransfers (vor allem Vermächtnisse und Schenkungen). Diese Steuern 

werden als Steuern auf die Dienstleistungen der Mittler behandelt; 

d) Kraftfahrzeugzulassungssteuern; 

e) Vergnügungssteuern; 

f) Wett-, Spiel- und Lotteriesteuern ohne Steuern auf die erzielten Gewinne; 

g) Steuern auf Versicherungsprämien; 
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h) sonstige Steuern auf bestimmte Dienstleistungen: Dienstleistungen des Hotel- und 

Gaststättengewerbes, Wohnungsvermietung, Transport-, Kommunikations-, 

Werbedienstleistungen;

i) allgemeine Steuern auf Verkäufe oder den Umsatz (ohne MwSt.): hierzu gehören 

z. B. Steuern auf die Verkäufe von Herstellern, Groß- und Einzelhändlern und 

Steuern auf Käufe; 

j) an den Staat abgeführte Gewinne von Staatsmonopolen, außer von öffentlichen 

Unternehmen, die das Importmonopol für bestimmte Waren oder Dienstleistungen 

besitzen (die entsprechenden Gewinne werden der Position D.2122 zugeordnet). 

Staatsmonopole sind öffentliche Unternehmen, denen nicht aus wirtschafts- oder 

sozialpolitischen Gründen, sondern zur Einnahmebeschaffung das Monopol der 

Produktion oder des Vertriebs bestimmter Waren oder Dienstleistungen gewährt 

wurde. Ein öffentliches Unternehmen, dem aufgrund des besonderen Charakters der 

betreffenden Ware, Dienstleistung oder Produktionstechnik durch eine bewusste 

wirtschafts- oder sozialpolitische Entscheidung ein Monopol gewährt wurde, gilt 

dagegen nicht als Staatsmonopol — dies ist z. B. der Fall bei öffentlichen 

Versorgungsbetrieben, Post- und Telekommunikationsunternehmen, Eisenbahnen 

usw.;

k) Exportabgaben und beim Export erhobene Währungsausgleichsbeträge. 

4.21 Die Nettogütersteuern werden als Differenz zwischen den Gütersteuern (D.21) und den 

Gütersubventionen (D.31) ermittelt. 
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Sonstige Produktionsabgaben (D.29) 

4.22 Definition: Sonstige Produktionsabgaben (D.29) umfassen sämtliche Steuern, die von 

Unternehmen aufgrund ihrer Produktionstätigkeit, unabhängig von der Menge oder dem 

Wert der produzierten oder verkauften Güter, zu entrichten sind. 

Sonstige Produktionsabgaben sind zahlbar auf den Grund und Boden, das Anlagevermögen 

oder die Arbeitskräfte, die im Rahmen des Produktionsprozesses eingesetzt werden, oder 

auf bestimmte Tätigkeiten oder Transaktionen. 

4.23 Die sonstigen Produktionsabgaben (D.29) umfassen: 

a) Steuern auf das Eigentum an oder die Nutzung von Grundstücken, Gebäuden und 

anderen durch Produzenten im Produktionsprozess eingesetzten unbeweglichen 

Anlagegütern (einschließlich der Nutzung eigener Wohnungen); 

b) Steuern auf den Einsatz von beweglichen Anlagegütern (zum Beispiel Fahrzeugen, 

Maschinen und Anlagen) für Produktionszwecke, unabhängig davon, ob diese 

Anlagegüter Eigentum der produzierenden Einheiten oder von diesen gemietet sind; 

c) Steuern auf die Lohnsumme oder die Beschäftigtenzahl; 

d) Steuern auf internationale Transaktionen (zum Beispiel Auslandsreisen, 

Auslandsüberweisungen und vergleichbare Transaktionen mit Gebietsfremden), die 

zu Produktionszwecken getätigt werden; 
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e) von Unternehmen zu entrichtende Abgaben für Berechtigungen zur Ausübung einer 

gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit, sofern diese Berechtigungen 

automatisch gegen Zahlung des verlangten Betrags erteilt werden. In diesem Fall 

handelt es sich wahrscheinlich lediglich um ein Mittel zur Erwirtschaftung von 

Einkommen, auch wenn der Staat vielleicht als Gegenleistung eine Bescheinigung 

oder Genehmigung erteilt. Benutzt der Staat die Erteilung der Berechtigungen 

jedoch, um eine Kontrollfunktion auszuüben, etwa, indem er die Eignung oder 

Sicherheit der Geschäftsräume, die Zuverlässigkeit oder Sicherheit der Anlagen, die 

fachliche Qualifikation der Beschäftigten oder die Qualität oder 

Vorschriftsmäßigkeit der produzierten Waren oder Dienstleistungen prüft, bevor er 

die Berechtigung erteilt, so werden die Zahlungen als Dienstleistungskäufe 

behandelt, es sei denn, die Höhe der für die Berechtigungen in Rechnung gestellten 

Beträge steht in keinem Verhältnis zu den Kosten der vom Staat vorgenommenen 

Überprüfungen;

f) Abgaben auf Umweltverschmutzung infolge von Produktionstätigkeiten; sie 

umfassen Abgaben auf die Einleitung von schädlichen Gasen, Flüssigkeiten oder 

anderen Schadstoffen in die Umwelt. Hierzu gehören nicht Zahlungen für die 

Sammlung oder Beseitigung von Abfällen oder Schadstoffen durch den Staat; sie 

werden den Vorleistungen der Unternehmen zugeordnet; 

g) die in der Landwirtschaft häufig anzutreffende MwSt.-Unterkompensation infolge 

des Pauschalisierungssystems. 

4.24 Die sonstigen Produktionsabgaben umfassen nicht von den privaten Haushalten zu 

entrichtende Steuern auf die Nutzung von Kraftfahrzeugen usw. für private Zwecke, die 

den laufenden Steuern auf Einkommen, Vermögen usw. zugeordnet werden. 
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Produktions- und Importabgaben an die Organe der Europäischen Union 

4.25 Die Produktions- und Importabgaben an die Organe der Europäischen Union umfassen die 

folgenden Steuern, die von den zuständigen einzelstaatlichen Stellen für Rechnung von 

Organen der Europäischen Union erhoben werden: Einnahmen im Rahmen der 

gemeinsamen Agrarpolitik: Abschöpfungsbeträge für importierte landwirtschaftliche

Erzeugnisse, Währungsausgleichsbeträge, die beim Export oder Import erhoben werden, 

Zuckerabgabe und Isoglucosesteuer sowie die Mitverantwortungsabgabe auf Milch und 

Getreide; Einnahmen aus dem Handel mit Drittländern: Zölle, die auf der Grundlage des 

Integrierten Tarifs der Europäischen Gemeinschaften (Taric) erhoben werden. 

Die Produktions- und Importabgaben an die Organe der Europäischen Union umfassen 

nicht die MwSt.-basierte dritte Eigenmittelquelle, die bei anderen laufenden Transfers 

unter der Position „MwSt.- und BNE-basierte EU-Eigenmittel“ (D.76) erfasst ist (siehe 

Nummer 4.140). 

Produktions- und Importabgaben: Buchungszeitpunkt und zu buchende Beträge 

4.26 Buchung der Produktions- und Importabgaben: Produktions- und Importabgaben werden 

zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem die Tätigkeiten, Transaktionen oder sonstigen 

Ereignisse stattfinden, durch die die Steuerverbindlichkeiten entstehen. 
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4.27 Einige steuerpflichtige wirtschaftliche Tätigkeiten, Transaktionen oder Ereignisse entgehen 

jedoch der Aufmerksamkeit der Steuerbehörden. Durch derartige Tätigkeiten, 

Transaktionen oder Ereignisse entstehen keine finanziellen Aktiva oder Passiva in Form 

von Forderungen oder Verbindlichkeiten. Verbucht werden nur Beträge, die durch 

Steuerbescheide, -erklärungen oder andere Unterlagen nachgewiesen werden, durch die 

Verbindlichkeiten in Form von Zahlungsverpflichtungen seitens der Steuerpflichtigen 

entstehen. Steuern, für die keine Steuerbescheide vorliegen, werden nicht unterstellt. 

Für die Verbuchung von Steuern in den Konten kommen zwei Quellen in Betracht: auf 

Veranlagungen und Erklärungen beruhende Beträge oder Kasseneinnahmen. 

a) Werden Veranlagungen und Erklärungen zugrunde gelegt, so werden die ermittelten 

Beträge mit Hilfe eines Koeffizienten um veranlagte und erklärte, aber niemals 

eingezogene Beträge bereinigt. Eine alternative Behandlung ist die Verbuchung eines 

Vermögenstransfers (D.995) (wie unter Nummer 4.165 Buchstabe j beschrieben) an 

die in Betracht kommenden Sektoren, der der erwähnten Bereinigung entspricht. Die 

Koeffizienten werden ausgehend von den bisherigen Erfahrungen und den 

derzeitigen Erwartungen in Bezug auf veranlagte und erklärte, aber niemals 

eingezogene Beträge geschätzt. Sie sind individuell für die verschiedenen Arten von 

Steuern zu berechnen. 

b) Werden Kasseneinnahmen zugrunde gelegt, so ist eine zeitliche Anpassung 

vorzunehmen, damit die Kassenbeträge dem Zeitraum zugeordnet werden, in dem 

die Tätigkeit ausgeübt wurde, die zur Steuerschuld geführt hat. Bei dieser Anpassung 

wird der durchschnittliche Abstand zwischen dem Zeitpunkt der Tätigkeit und dem 

Zeitpunkt der Kasseneinnahme in bar zugrunde gelegt. 
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4.28 Der gebuchte Steuergesamtbetrag enthält auch Verzugszuschläge und Steuerstrafen, wenn 

diese nicht getrennt gebucht werden können. Auch zusätzliche Einziehungs- und 

Veranlagungskosten sind im Steuergesamtbetrag enthalten. Dieser Betrag vermindert sich 

um Steuererstattungen, die der Staat im Rahmen seiner Wirtschaftspolitik vornimmt, sowie 

um Rückzahlungen bei ungerechtfertigter Erhebung. 

4.29 Im Kontensystem werden die Produktions- und Importabgaben (D.2) wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Einkommensentstehungskontos der Gesamtwirtschaft, 

b) auf der Aufkommensseite des primären Einkommensverteilungskontos des Sektors 

Staat und des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers. 

Die Gütersteuern werden auf der Aufkommensseite des Güterkontos der Gesamtwirtschaft 

gebucht. Durch diesen Buchungsvorgang kann das Aufkommen an Waren und 

Dienstleistungen, das zu Herstellungspreisen (also ohne die Gütersteuern) bewertet wird, 

mit der Güterverwendung zu Anschaffungspreisen (also einschließlich derartiger Steuern) 

ausgeglichen werden. 

Die sonstigen Produktionsabgaben (D.29) werden auf der Verwendungsseite der 

Einkommensentstehungskonten der Wirtschaftsbereiche und Sektoren gebucht, die sie 

entrichten.
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SUBVENTIONEN (D.3) 

4.30 Definition: Subventionen (D.3) sind laufende Zahlungen ohne Gegenleistung, die der Staat 

oder die Organe der Europäischen Union an gebietsansässige Produzenten leisten. 

Beispiele für die Ziele der Subventionsgewährung: 

a) Beeinflussung des Produktionsumfangs, 

b) Beeinflussung der Produktpreise oder 

c) Beeinflussung der Entlohnung der Produktionsfaktoren. 

Nichtmarktproduzenten können sonstige Subventionen nur erhalten, wenn ihre Zahlung in 

allgemeinen Vorschriften geregelt ist, die sowohl für Markt- als auch für 

Nichtmarktproduzenten gelten. 

Auf Nichtmarktproduktion (P.13) werden keine Gütersubventionen verbucht. 

4.31 Von den Organen der Europäischen Union gewährte Subventionen umfassen nur die von 

diesen direkt an gebietsansässige Produktionseinheiten geleisteten laufenden Transfers. 
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4.32 Die Subventionen untergliedern sich in: 

a) Gütersubventionen (D.31): 

1) Importsubventionen (D.311), 

2) sonstige Gütersubventionen (D.319), 

b) sonstige Subventionen (D.39). 

Gütersubventionen (D.31) 

4.33 Definition: Gütersubventionen (D.31) sind Subventionen, die pro Einheit einer 

produzierten oder importierten Ware oder Dienstleistung geleistet werden.

Der Betrag der Gütersubventionen kann angegeben werden als: 

a) ein bestimmter Geldbetrag pro Mengeneinheit einer Ware oder Dienstleistung, 

b) ein bestimmter Prozentsatz des Preises pro Einheit, 
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c) die Differenz zwischen einem angestrebten Preis und dem vom Käufer tatsächlich 

gezahlten Marktpreis. 

Gütersubventionen sind in der Regel zahlbar, wenn die Ware oder Dienstleistung 

produziert, verkauft oder importiert wird, aber gelegentlich auch unter anderen Umständen, 

etwa wenn die Ware übertragen oder geleast wird, oder wenn sie zum Eigenverbrauch oder 

zum Aufbau des eigenen Anlagevermögens verwendet wird. 

Gütersubventionen beziehen sich ausschließlich auf die Marktproduktion (P.11) oder die 

Produktion für die Eigenverwendung (P.12). 

Importsubventionen (D.311) 

4.34 Definition: Importsubventionen (D.311) sind Subventionen auf Waren oder 

Dienstleistungen, die zahlbar sind, wenn die Waren die Grenze zur Verwendung im 

Wirtschaftsgebiet überschreiten oder wenn die Dienstleistungen für gebietsansässige 

institutionelle Einheiten erbracht werden.

Zu den Importsubventionen gehört auch die Deckung von Verlusten staatlicher Handels- 

und Vorratsstellen, die aufgrund einer bewussten staatlichen Politik von gebietsfremden 

Einheiten Güter kaufen und diese zu niedrigeren Preisen an gebietsansässige Einheiten 

verkaufen.
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Sonstige Gütersubventionen (D.319) 

4.35 Die sonstigen Gütersubventionen (D.319) umfassen Folgendes: 

a) Subventionen auf im Inland verwendete Güter aus inländischer Produktion: Hierbei 

handelt es sich um Subventionen, die an gebietsansässige Produzenten für ihren im 

Wirtschaftsgebiet eingesetzten oder verbrauchten Produktionswert geleistet werden; 

b) die Deckung der Verluste staatlicher Handels- und Vorratsstellen, die die Aufgabe 

haben, von gebietsansässigen Produzenten produzierte Güter zu kaufen und zu einem 

niedrigeren Preis an gebietsansässige oder gebietsfremde Käufer zu verkaufen, 

sofern diese Verluste auf eine bewusste staatliche Wirtschafts- und Sozialpolitik 

zurückzuführen sind; 

c) Subventionen, die an öffentliche Kapital- und Quasi-Kapitalgesellschaften gezahlt 

werden, um anhaltende Verluste aus ihrer Produktionstätigkeit auszugleichen, die 

darauf zurückzuführen sind, dass die von diesen Gesellschaften verlangten Preise 

aufgrund einer bewussten staatlichen oder europäischen Wirtschafts- oder 

Sozialpolitik unter ihren durchschnittlichen Produktionskosten liegen; 

d) direkte Exportsubventionen, die unmittelbar an gebietsansässige Produzenten 

geleistet werden, wenn die Waren das Wirtschaftsgebiet verlassen oder die 

Dienstleistungen für gebietsfremde Einheiten erbracht werden, mit Ausnahme der an 

der Zollgrenze erfolgenden Rückzahlungen von zuvor gezahlten Gütersteuern und 

des Erlasses der Steuern, die im Fall des Verkaufs oder der Verwendung der Waren 

im Wirtschaftsgebiet zu entrichten wären. 
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Sonstige Subventionen (D.39) 

4.36 Definition: Sonstige Subventionen (D.39) sind alle an gebietsansässige 

Produktionseinheiten gezahlten Subventionen, die nicht zu den Gütersubventionen zählen. 

Nichtmarktproduzenten können für ihre Nichtmarktproduktion sonstige Subventionen nur 

erhalten, wenn ihre Zahlung in allgemeinen Vorschriften geregelt ist, die sowohl für 

Markt- als auch für Nichtmarktproduzenten gelten. 

4.37 Zu den sonstigen Subventionen (D.39) zählen folgende Beispiele: 

a) Subventionen auf die Lohnsumme oder für die Beschäftigten, d. h. Subventionen, die 

an die Lohnsumme, die Gesamtbeschäftigtenzahl oder an die Beschäftigung 

bestimmter Personengruppen, z. B. von Körperbehinderten oder von 

Langzeitarbeitslosen, gekoppelt sind oder zur Deckung der Kosten von 

Fortbildungsmaßnahmen gewährt werden, die von Unternehmen veranstaltet oder 

finanziert werden; 

b) Subventionen zur Verringerung der Umweltverschmutzung: Hierbei handelt es sich 

um laufende Subventionen zur teilweisen oder vollständigen Deckung der Kosten, 

die mit zusätzlichen Maßnahmen zur Verringerung oder Vermeidung der Abgabe 

von Schadstoffen in die Umwelt verbunden sind; 
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c) Zinszuschüsse an gebietsansässige Produktionseinheiten, selbst wenn sie dazu 

bestimmt sind, Investitionstransaktionen zu erleichtern. Wenn ein Zuschuss 

gleichzeitig zur Tilgung des aufgenommenen Kredits und zur Zinszahlung verwendet 

werden kann, ohne dass diese beiden Elemente getrennt nachweisbar sind, wird der 

gesamte Zuschuss als Investitionszuschuss gebucht. Zinszuschüsse stellen laufende 

Transfers dar, die die Betriebskosten des Produzenten verringern sollen. Sie werden 

als Subventionen gebucht, die an den begünstigten Produzenten gezahlt werden, auch 

wenn der Zinsüberschuss von der staatlichen Stelle an das Kreditinstitut gezahlt 

wird, das den Kredit gewährt; 

d) die zum Beispiel in der Landwirtschaft häufig anzutreffende Mehrwertsteuer-

Überkompensation infolge des Pauschalierungssystems. 

4.38 Nicht als Subventionen gelten (D.3): 

a) laufende Transfers des Staates an private Haushalte in ihrer Eigenschaft als 

Konsumenten. Diese Transfers werden entweder bei den Sozialleistungen (D.62 oder 

D.63) oder bei den übrigen laufenden Transfers (D.75) gebucht; 

b) laufende Transfers zwischen staatlichen Stellen untereinander in ihrer Eigenschaft als 

Produzenten nichtmarktbestimmter Waren und Dienstleistungen, soweit die 

Transfers nicht den sonstigen Subventionen (D.39) zugeordnet werden. Laufende 

Transfers werden als laufende Transfers innerhalb des Staates (D.73) gebucht; 

c) Investitionszuschüsse (D.92); 
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d) Sonderzahlungen an Systeme der sozialen Sicherung, durch die die 

Deckungsrückstellungen dieser Systeme erhöht werden sollen. Derartige Zahlungen 

werden als sonstige Vermögenstransfers (D.99) gebucht; 

e) Transfers des Staates an nichtfinanzielle Kapital- und Quasi-Kapitalgesellschaften

zwecks Deckung von angesammelten Verlusten aus mehreren Geschäftsjahren oder 

von außerordentlichen Verlusten, deren Ursachen außerhalb der Verantwortlichkeit 

des Unternehmens liegen. Derartige Transfers werden als sonstige 

Vermögenstransfers (D.99) gebucht; 

f) Aufhebung von Schulden produzierender Einheiten gegenüber dem Staat (z. B. aus 

Vorschüssen, die einem Produktionsunternehmen, bei dem sich im Laufe mehrerer 

Geschäftsjahre Verluste angehäuft haben, von einer staatlichen Stelle gewährt 

wurden). Derartige Transaktionen werden als sonstige Vermögenstransfers (D.99) 

behandelt;

g) Schadenleistungen für Katastrophenschäden an Anlagegütern, die vom Staat oder 

von der übrigen Welt gezahlt werden. Sie werden als sonstige Vermögenstransfers 

(D.99) gebucht; 

h) Erwerb von Aktien und sonstigen Beteiligungen an Gesellschaften durch den Staat. 

Dieser Vorgang wird in der Position Anteilsrechte und Anteile an Investmentfonds 

(AF. 5) nachgewiesen; 

i) Zahlungen, die der Staat zur Erfüllung außergewöhnlicher Alterssicherungslasten 

von öffentlichen Unternehmen übernimmt. Derartige Zahlungen werden als übrige 

laufende Transfers (D.75) ausgewiesen; 
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j) Zahlungen des Staates an Marktproduzenten zur vollständigen oder teilweisen 

Deckung der Kosten von Waren oder Dienstleistungen, die diese Marktproduzenten 

einzelnen privaten Haushalten im Zusammenhang mit sozialen Risiken oder 

Bedürfnissen (siehe Nummer 4.84) direkt zur Verfügung stellen und auf die die 

privaten Haushalt einen Anspruch haben. Diese Zahlungen gehen ein in die 

Konsumausgaben des Staates für den Individualverbrauch (P.31), die sozialen 

Sachleistungen - — vom Staat und von privaten Organisationen ohne Erwerbszweck 

gekaufte Marktproduktion (D.632) und den Individualkonsum (Verbrauchskonzept) 

der privaten Haushalte (P.41). 

4.39 Buchungszeitpunkt: Subventionen (D.3) werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem die 

Transaktion oder das Ereignis (Produktion, Verkauf, Import usw.) stattfindet, das die 

Subvention nach sich zieht. 

Sonderfälle sind: 

a) Subventionen, die in Form unterschiedlich hoher An- und Verkaufspreise durch 

staatliche Handels- und Vorratsstellen gewährt werden, werden zum Zeitpunkt des 

Ankaufs der Waren durch die betreffende Stelle gebucht; 

b) Subventionen zur Deckung der Verluste eines Produzenten werden zu dem Zeitpunkt 

gebucht, zu dem der Staat beschließt, den Verlust zu decken. 
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4.40 Subventionen (D.3) werden wie folgt gebucht: 

a) mit einem negativen Vorzeichen auf der Verwendungsseite des 

Einkommensentstehungskontos der Gesamtwirtschaft, 

b) mit einem negativen Vorzeichen auf der Aufkommensseite des primären 

Einkommensverteilungskontos des Sektors Staat und des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 

Gütersubventionen werden mit einem negativen Vorzeichen auf der Aufkommensseite des 

Güterkontos der Gesamtwirtschaft gebucht. 

Sonstige Subventionen (D.39) werden mit einem negativen Vorzeichen auf der 

Verwendungsseite der Einkommensentstehungskonten der Wirtschaftsbereiche oder der 

Sektoren gebucht, die sie erhalten. 

Auswirkungen multipler Wechselkurse auf die Produktions- und Importabgaben und auf 

die Subventionen: Die Mitgliedstaaten wenden derzeit keine multiplen Wechselkurse an. 

Bei Vorliegen multipler Wechselkurse gilt: 

a) die impliziten Importabgaben gelten als Importsteuern (D.2122), 

b) die impliziten Exportabgaben gelten als sonstige Gütersteuern (D.214), 
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c) die impliziten Importsubventionen gelten als Importsubventionen (D.311), 

d) die impliziten Exportsubventionen gelten als sonstige Gütersubventionen (D.319). 

VERMÖGENSEINKOMMEN (D.4) 

4.41 Definition: Vermögenseinkommen (D.4) fällt an, wenn die Eigentümer finanzieller 

Forderungen und natürlicher Ressourcen diese anderen institutionellen Einheiten zur 

Verfügung stellen. Das für die Nutzung finanzieller Forderungen gezahlte Einkommen 

wird als Kapitalertrag, das für die Nutzung einer natürlichen Ressource gezahlte 

Einkommen als Pachteinkommen bezeichnet. Vermögenseinkommen ist die Summe aus 

Kapitalertrag und Pachteinkommen. 

Vermögenseinkommen werden wie folgt untergliedert: 

a) Zinsen (D.41); 

b) Ausschüttungen und Entnahmen (D.42): 

1) Ausschüttungen (D.421), 

2) Gewinnentnahmen (D.422); 

c) reinvestierte Gewinne aus Direktinvestitionen (D.43); 

d) sonstige Kapitalerträge (D.44): 

1) Kapitalerträge aus Versicherungsverträgen (D.441), 
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2) Kapitalerträge aus Ansprüchen gegenüber Alterssicherungssystemen (D.442), 

3) Kapitalerträge aus Investmentfondsanteilen (D.443); 

e) Pachteinkommen (D.45). 

Zinsen (D.41) 

4.42 Definition: Zinsen (D.41) sind das Vermögenseinkommen, das die Eigentümer von 

Forderungen dafür erhalten, dass sie die Forderung einer anderen institutionellen Einheit 

zur Verfügung stellen. Zinsen werden für die folgenden Forderungen berücksichtigt: 

a) Einlagen (AF. 2), 

b) Schuldverschreibungen (AF. 3), 

c) Kredite (AF. 4), 

d) sonstige Forderungen (AF. 8). 

Einkommen aus SZR-Beständen und -Zuteilungen sowie aus 

Goldsammelverwahrungskonten wird ebenfalls als Zinsen behandelt. Finanzielle Aktiva, 

die zu Zinsen führen, sind Forderungen von Gläubigern an Schuldner. Gläubiger leihen an 

Schuldner Mittel aus, die zur Schaffung eines oder mehrerer der oben genannten 

Finanzinstrumente führen. 
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Zinsen auf Einlagen und Kredite 

4.43 Der Betrag der an Finanzinstitute gezahlten und von Finanzinstituten erhaltenen Zinsen auf 

Kredite und Einlagen wird um eine Spanne bereinigt, die eine implizite Zahlung für die 

Dienstleistungen darstellt, die die Finanzinstitute durch die Vergabe von Krediten und die 

Hereinnahme von Einlagen erbringen. Die Zahlung oder der Erhalt wird in den 

Dienstleistungsteil und in das Zinskonzept der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

unterteilt. Die tatsächlich an die Finanzinstitute geleisteten oder von ihnen erhaltenen 

Zinszahlungen, die als Bankzinsen bezeichnet werden, müssen so aufgeteilt werden, dass 

die Zinsen nach dem VGR-Konzept und die Dienstleistungsentgelte getrennt gebucht 

werden können. Die Beträge der von Kreditnehmern an Finanzinstitute gezahlten Zinsen 

nach den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen liegen um die geschätzten Werte der 

gezahlten Entgelte unter den Bankzinsen, während die Beträge der von den Einlegern 

erhaltenen Zinsen nach den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen um den Betrag des 

gezahlten Dienstleistungsentgelts über den Bankzinsen liegen. Dieses Entgelt wird in den 

Produktionskonten der Finanzinstitute als Dienstleistungsverkäufe und in den Konten ihrer 

Kunden als Verwendungen gebucht. 

Zinsen auf Schuldverschreibungen 

4.44 Sie umfassen Zinsen auf kurzfristige und Zinsen auf langfristige Schuldverschreibungen.
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Zinsen auf kurzfristige Schuldverschreibungen 

4.45 Die Verzinsung während der Laufzeit eines Papiers ohne laufende Zinsauszahlungen 

errechnet sich als Differenz zwischen dem Nennwert und dem Emissionskurs (also als 

Diskontabschlag). Bei dem Wertzuwachs eines Geldmarktpapiers aufgrund aufgelaufener 

Zinsen handelt es sich nicht um einen Umbewertungsgewinn, da dieser Wertzuwachs auf 

einen Anstieg des ausstehenden Kapitalbetrags und nicht auf eine Änderung des Kurses 

des Papiers zurückzuführen ist Sonstige Änderungen des Wertes des Papiers werden als 

Umbewertungsgewinne behandelt. 

Zinsen auf langfristige Schuldverschreibungen 

4.46 Hierbei handelt es sich um Zinsen auf langfristige Wertpapiere, die dem Inhaber feste oder 

vereinbarte variable Kuponzahlungen und/oder vorher festgelegte Beträge zu mehreren 

Zeitpunkten oder am Rückzahlungszeitpunkt garantieren. 

a) Für Null-Kupon-Anleihen gibt es keine laufenden Zinszahlungen (keine Kupons). 

Die Verzinsung ergibt sich als Differenz zwischen dem Rückzahlungs- und dem 

(niedrigeren) Emissionskurs, die über die Laufzeit der Anleihe verteilt werden muss. 

Die jährlich auflaufenden Zinsen werden vom Inhaber der Anleihe in die Anleihe 

reinvestiert. Daher wird im Finanzierungskonto ein Betrag in Höhe der 

aufgelaufenen Zinsen als Erwerb weiterer Anleihestücke durch den Inhaber und als 

Emission weiterer Anleihestücke durch den Emittenten oder Schuldner (d. h. als 

Anstieg des „Volumens“ der ursprünglichen Anleihe) gebucht. 
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b) Sonstige Anleihen einschließlich niedrigverzinslicher Anleihen. Die Zinsen setzen 

sich aus zwei Bestandteilen zusammen: 

1) dem pro Rechnungszeitraum anfallenden Geldeinkommen aus 

Kuponzahlungen,

2) den pro Rechnungszeitraum aufgrund der Differenz zwischen Rückzahlungs- 

und Emissionskurs auflaufenden Zinsen. Sie werden wie bei Null-Kupon-

Anleihen berechnet. 

c) Indexgebundene Wertpapiere: 

1) Die Höhe der Kuponzahlungen und/oder des ausstehenden Kapitalbetrags ist 

an einen allgemeinen Preisindex gekoppelt. Die durch die Indexänderung 

bedingte Veränderung des Wertes des ausstehenden Kapitalbetrags zwischen 

dem Anfang und dem Ende eines bestimmten Rechnungszeitraums wird als in 

diesem Zeitraum auflaufende Zinsen behandelt, die zu den in diesem Zeitraum 

fälligen Zinsen hinzukommen. 
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2) Die bei Fälligkeit zu zahlenden Beträge sind an einen begrenzten Index 

gekoppelt, der einen Umbewertungsgewinn berücksichtigt. Auflaufende Zinsen 

werden bestimmt, indem die Wachstumsrate zum Emissionszeitpunkt 

festgelegt wird. Dementsprechend sind die Zinsen die Differenz zwischen dem 

Emissionskurs und der Markterwartung bei Beginn aller Zahlungen, die der 

Schuldner zu leisten hat; dieser Betrag wird als Zinsen gebucht, die während 

der Laufzeit des Instruments auflaufen. Bei diesem Ansatz wird als 

Einkommen die Endfälligkeitsrendite bei Emission gebucht, die die Ergebnisse 

der Indexierung einschließt, die zum Zeitpunkt der Schaffung des Instruments 

erwartet werden. Jede Abweichung des zugrundeliegenden Indexes von der 

ursprünglich erwarteten Entwicklung führt zu Umbewertungsgewinnen oder 

-verlusten, die während der Laufzeit des Instruments normalerweise nicht 

ausgeglichen werden. 

Die aufgrund der Indexierung aufgelaufenen Zinsen werden in das Wertpapier 

reinvestiert und sind im Finanzierungskonto des Inhabers und des Emittenten des 

Papiers zu buchen. 

Zinsswaps und Forward Rate Agreements 

4.47 Zahlungen aufgrund von Swapvereinbarungen aller Art werden als Transaktionen mit 

Finanzderivaten im Finanzierungskonto verbucht und nicht als Zinsen beim 

Vermögenseinkommen erfasst. Transaktionen aufgrund von Forward Rate Agreements 

werden als Transaktionen mit Finanzderivaten im Finanzierungskonto und nicht als 

Vermögenseinkommen verbucht. 
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Zinsen auf Finanzierungsleasing 

4.48 Finanzierungsleasing ist eine Art der Finanzierung beispielsweise des Kaufs von 

beweglichen Anlagegütern. Der Leasinggeber kauft das Anlagegut, und der 

Leasingnehmer verpflichtet sich zur Zahlung von Leasingraten, die es dem Leasinggeber 

ermöglichen, während der Vertragslaufzeit die ihm entstandenen Kosten einschließlich der 

entgangenen Zinsen auf das für den Ankauf des Anlageguts eingesetzte Kapital zu decken. 

In diesem Fall wird angenommen, dass der Leasinggeber dem Leasingnehmer einen Kredit 

in Höhe des Anschaffungspreises des Anlageguts gewährt. Anschließend wird dieser 

Kredit während der Vertragslaufzeit zurückgezahlt. Weiterhin wird angenommen, dass 

sich die vom Leasingnehmer gezahlten Leasingraten jeweils aus zwei Bestandteilen 

zusammensetzen: einer Tilgungszahlung und einer Zinszahlung. Der für den unterstellten 

Kredit gezahlte Zinssatz ergibt sich aus dem Verhältnis des Gesamtbetrags der während 

der Vertragslaufzeit gezahlten Leasingraten zum Anschaffungspreis des Anlageguts. In 

dem Maße, in dem der Kapitalbetrag zurückgezahlt wird, verringert sich während der 

Laufzeit des Vertrags der auf die Zinszahlung entfallende Teil der Leasingraten. Der vom 

Leasingnehmer ursprünglich in Anspruch genommene Kredit und die Tilgungszahlungen 

werden im Finanzierungskonto des Leasinggebers und des Leasingnehmers gebucht. Die 

Zinszahlungen werden unter der Position Zinsen im Konto der primären 

Einkommensverteilung ausgewiesen. 
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Sonstige Zinsen 

4.49 Die sonstigen Zinsen umfassen: 

a) Überziehungsprovisionen, 

b) Treueprämien und 

c) auf festverzinsliche Wertpapiere ausgeloste Prämien. 

Buchungszeitpunkt

4.50 Die Buchung der Zinsen erfolgt nach dem Grundsatz der periodengerechten Zuordnung 

entsprechend ihrem Auflaufen, d. h. bei der Buchung der Zinsen wird davon ausgegangen, 

dass die Zinsen auf den ausstehenden Kapitalbetrag dem Gläubiger kontinuierlich 

zuwachsen. Die pro Rechnungszeitraum auflaufenden Zinsen sind unabhängig davon zu 

buchen, ob sie tatsächlich ausgezahlt oder dem ausstehenden Kapitalbetrag zugeschlagen 

werden. Werden die Zinsen nicht ausgezahlt, so wird der Anstieg des Kapitalbetrags im 

Finanzierungskonto als Erwerb eines finanziellen Aktivums durch den Gläubiger und als 

Erhöhung der entsprechenden Verbindlichkeit des Schuldners ausgewiesen. 

4.51 Zinsen werden vor Abzug von Steuern gebucht. Empfangene und geleistete Zinsen 

schließen Zinszuschüsse ein, unabhängig davon, ob diese direkt an Kreditinstitute oder an 

die Begünstigten gezahlt werden (siehe Nummer 4.37). 
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Da der Wert der von finanziellen Mittlern erbrachten Dienstleistungen den verschiedenen 

Kunden zugerechnet wird, werden die von den finanziellen Mittlern tatsächlich geleisteten 

oder empfangenen Zinszahlungen um die Spanne bereinigt, bei der es sich um das 

implizite (unterstellte) Entgelt der finanziellen Mittler handelt. Der Betrag der von 

Kreditnehmern an finanzielle Mittler gezahlten Zinsen muss um den geschätzten Wert des 

gezahlten Entgelts verringert werden; dagegen muss der Betrag der von Einlegern 

empfangenen Zinsen erhöht werden. Dieses Entgelt wird als Zahlungen für die von 

finanziellen Mittlern für ihre Kunden erbrachten Dienstleistungen behandelt und nicht als 

Zinszahlungen.

4.52 Im Kontensystem werden die Zinsen wie folgt verbucht: 

a) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des primären 

Einkommensverteilungskontos der Sektoren, 

b) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 
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Ausschüttungen und Entnahmen (D.42) 

Ausschüttungen (D.421) 

4.53 Definition: Ausschüttungen (D.421) sind Vermögenseinkommen, das die Eigentümer von 

Anteilsrechten (AF. 5) als Gegenleistung dafür erhalten, dass sie beispielsweise 

Kapitalgesellschaften finanzielle Mittel zur Verfügung stellen.

Die Beschaffung von Eigenkapital durch die Ausgabe von Beteiligungsscheinen (z. B. 

Aktien, GmbH-Anteile, Investmentzertifikate) ist eine Art der Mittelaufnahme. Anders als 

mit Fremdkapital ist mit Eigenkapital keine in monetärer Hinsicht feste Verbindlichkeit 

verbunden, und die Anteilsinhaber einer Kapitalgesellschaft haben kein Anrecht auf ein 

festes oder im voraus festgelegtes Einkommen. Ausschüttungen sind alle 

Gewinnausschüttungen von Kapitalgesellschaften an ihre Aktionäre oder Eigentümer. 

4.54 Zu den Ausschüttungen zählen auch: 

a) Aktien, die anstelle von Dividendenzahlungen für den Geschäftszeitraum an die 

Aktionäre ausgegeben werden. Nicht dazu zählen Kapitalberichtigungsaktien auf der 

Grundlage von Rücklagen und nicht ausgeschütteten Gewinnen. Mit ihnen erhält der 

Aktionär neue Titel nach Maßgabe seines bisherigen Beteiligungsverhältnisses; 

b) Gewinnabführungen an den Staat von öffentlichen Unternehmen, die als 

unabhängige Rechtsträger angesehen werden und formell keine Kapitalgesellschaften

sind;

c) Einkommen, das durch schattenwirtschaftliche Tätigkeiten entsteht und an die 

Eigentümer der an derartigen Tätigkeiten beteiligten Kapitalgesellschaften für den 

privaten Gebrauch übertragen wird. 
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4.55 Nicht zu den Ausschüttungen (D.421) zählen Superdividenden. 

Superdividenden sind Ausschüttungen, die gemessen an der in jüngster Zeit beobachteten 

Höhe von Ausschüttungen und Gewinnen hoch sind. Um zu beurteilen, ob die 

Ausschüttungen hoch sind, wird das Konzept des ausschüttungsfähigen Gewinns zugrunde 

gelegt. Der ausschüttungsfähige Gewinn einer Kapitalgesellschaft ist gleich dem 

Unternehmensgewinn zuzüglich aller empfangenen laufenden Transfers abzüglich aller 

geleisteten laufenden Transfers und abzüglich der Anpassung betrieblicher 

Versorgungsansprüche. Anhand des Verhältnisses der Ausschüttungen zum 

ausschüttungsfähigen Gewinn in der jüngsten Vergangenheit wird die Plausibilität des 

derzeitigen Ausschüttungsniveaus beurteilt. Liegt das erklärte Ausschüttungsniveau 

deutlich höher, so werden die den Überschuss darstellenden Ausschüttungen als finanzielle 

Transaktionen behandelt und als „Superdividenden“ bezeichnet. Derartige 

Superdividenden werden unter F. 5 (Anteilsrechte) als Entnahme von Eigenkapital aus der 

Kapitalgesellschaft gebucht. Diese Behandlung gilt für Kapitalgesellschaften, unabhängig 

davon, ob sie Aktiengesellschaften oder Quasi-Kapitalgesellschaften sind und ob sie 

ausländischer oder inländischer privater Kontrolle unterliegen. 

4.56 Im Falle öffentlicher Kapitalgesellschaften sind Superdividenden hohe und unregelmäßige 

Zahlungen oder Zahlungen, die den Unternehmensgewinn des entsprechenden 

Rechnungszeitraums überschreiten und die aus den kumulierten Rücklagen oder aus 

Verkäufen von Vermögensgütern finanziert werden. Superdividenden öffentlicher 

Kapitalgesellschaften sind unter F. 5 als Entnahmen von Eigenkapital in Höhe der 

Differenz zwischen den Zahlungen und dem Unternehmensgewinn des entsprechenden 

Rechnungszeitraums zu verbuchen (siehe Nummer 20.206). 
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Zwischendividenden werden unter Nummer 20.207 beschrieben. 

4.57 Buchungszeitpunkt: Auch wenn Ausschüttungen einen Teil des Einkommens darstellen, 

das während eines bestimmten Zeitraums erwirtschaftet wurde, werden sie nicht nach dem 

Grundsatz der periodengerechten Zuordnung gebucht. Während eines kurzen Zeitraums 

nach der Erklärung einer Ausschüttung, jedoch vor ihrer tatsächlichen Auszahlung, können 

Aktien „ex Dividende“ verkauft werden, das heißt die Ausschüttung ist noch an den 

Anteilseigner zum Zeitpunkt der Erklärung der Ausschüttung auszuzahlen und nicht an den 

Anteilseigner zum Fälligkeitszeitpunkt. Eine „ex Dividende“ verkaufte Aktie ist daher 

weniger wert als eine ohne diese Einschränkung verkaufte. Der Buchungszeitpunkt von 

Ausschüttungen ist der Zeitpunkt, zu dem der Aktienkurs auf der Basis „ex Dividende“ 

und nicht zu einem die Dividende einschließenden Kurs börsennotiert wird. 

Ausschüttungen werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des primären Einkommensverteilungskontos der Sektoren, 

denen die Kapitalgesellschaften zugeordnet sind, 

b) auf der Aufkommensseite des primären Einkommensverteilungskontos der Sektoren, 

denen die Anteilsinhaber zugeordnet sind, 

c) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 



PE-CONS 77/12 ADD 4 REV 1   49 
 DE

Gewinnentnahmen (D.422) 

4.58 Definition: Gewinnentnahmen (D.422) sind die Beträge, die die Eigentümer für ihren 

eigenen Bedarf den erzielten Gewinnen ihrer Quasi-Kapitalgesellschaften entnehmen. 

Derartige Entnahmen werden vor Abzug der laufenden Steuern auf Einkommen, 

Vermögen usw. gebucht, da diese Steuern immer als von den Eigentümern gezahlt 

nachgewiesen werden. 

Wenn eine Quasi-Kapitalgesellschaft Gewinne erzielt, kann ihr die Einheit, der sie 

angehört, ganz oder teilweise das Verfügungsrecht über den Gewinn einräumen, 

insbesondere zu Investitionszwecken. Die in Quasi-Kapitalgesellschaften einbehaltenen 

Gewinne erscheinen als eigene Ersparnis der Quasi-Kapitalgesellschaften, da lediglich die 

von den Eigentümern entnommenen Gewinne bei den Gewinnentnahmen gebucht werden. 

4.59 Wenn in der übrigen Welt von Zweigstellen, Niederlassungen, Geschäftsstellen usw. 

gebietsansässiger Unternehmen, die dort nicht zu den inländischen Einheiten zählen, 

Gewinne erzielt werden, werden einbehaltene Gewinne als reinvestierte Gewinne aus 

Direktinvestitionen (D.43) ausgewiesen. Nur die tatsächlich an das Mutterunternehmen 

abgeführten Gewinne werden als von der übrigen Welt empfangene Gewinnentnahmen aus 

Quasi-Kapitalgesellschaften nachgewiesen. Entsprechend wird verfahren, um die 

Beziehungen zwischen den im Inland tätigen Zweigstellen, Niederlassungen, 

Geschäftsstellen usw., die gebietsfremden Unternehmengehören, darzustellen. 



PE-CONS 77/12 ADD 4 REV 1   50 
 DE

4.60 Gewinnentnahmen schließen auch den Nettobetriebsüberschuss ein, den Gebietsansässige 

als Eigentümer von Grundstücken und Gebäuden in der übrigen Welt erhalten bzw. den 

Gebietsfremde aus dem Eigentum von Grundstücken und Gebäuden im Inland erzielen. 

Gebietsfremde Einheiten, die im Wirtschaftsgebiet eines Landes Transaktionen in 

Grundstücken und Gebäuden tätigen, werden als fiktive gebietsansässige Einheiten des 

Landes angesehen, in dem sich ihr Besitz befindet. 

Auch für Eigentümerwohnungen in der übrigen Welt, die von Gebietsansässigen selbst 

genutzt werden, wird ein (unterstellter) Nettobetriebsüberschuss als Gewinnentnahme (Teil 

der Primäreinkommen) aus der übrigen Welt gebucht; der (unterstellte) Mietwert dieser 

Eigentümerwohnungen ist Teil des Dienstleistungsimports. Für von Gebietsfremden im 

Inland selbst genutzte Eigentümerwohnungen gilt Spiegelbildliches. 

Zu den Gewinnentnahmen aus Quasi-Kapitalgesellschaften gehört Einkommen, das durch 

schattenwirtschaftliche Tätigkeiten von Quasi-Kapitalgesellschaften entsteht und an die an 

derartigen Wirtschaftstätigkeiten beteiligten Eigentümer für den privaten Gebrauch 

übertragen wird. 
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4.61 In die Gewinnentnahmen sind die Beträge nicht einbezogen, die den Eigentümern aus 

folgenden Transaktionen zufließen: 

a) Verkauf von vorhandenen Anlagegütern, 

b) Verkauf von Grundstücken und sonstigen nichtproduzierten Vermögensgütern, 

c) Entnahmen von Eigenkapital. 

Derartige Beträge werden im Finanzierungskonto als Kapitalentnahmen ausgewiesen, da 

sie einer teilweisen oder vollständigen Liquidation einer Beteiligung an der Quasi-

Kapitalgesellschaft entsprechen. Wenn sich die Quasi-Kapitalgesellschaft in Staatsbesitz 

befindet und aufgrund einer gezielten staatlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik anhaltende 

Betriebsverluste ausweist, werden sämtliche regelmäßigen Transfers des Staates an das 

Unternehmen zur Verlustdeckung als Subventionen behandelt. 

4.62 Buchungszeitpunkt: Gewinnentnahmen werden zum Zeitpunkt der Entnahme durch die 

Eigentümer gebucht. 

4.63 Im Kontensystem erscheinen die Gewinnentnahmen: 

a) auf der Verwendungsseite des primären Einkommensverteilungskontos der Sektoren, 

denen die Quasi-Kapitalgesellschaften zugeordnet sind, 

b) auf der Aufkommensseite des primären Einkommensverteilungskontos der 

Eigentümersektoren, 

c) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 
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Reinvestierte Gewinne aus Direktinvestitionen (D.43) 

4.64 Definition: Reinvestierte Gewinne aus Direktinvestitionen (D.43) sind gleich dem 

Betriebsüberschuss des Unternehmens, das Gegenstand einer ausländischen 

Direktinvestition ist, 

zuzüglich der empfangenen Vermögenseinkommen und laufenden Transfers 

abzüglich der geleisteten Vermögenseinkommen und laufenden Transfers, 

einschließlich der tatsächlichen Zahlungen an ausländische Direktinvestoren, 

sowie abzüglich sämtlicher Steuern auf das Einkommen, das Vermögen usw. 

des Unternehmens. 

4.65 Bei einem Unternehmen, das Gegenstand einer ausländischen Direktinvestition ist, handelt 

es sich um ein Unternehmen mit oder ohne Rechtspersönlichkeit, bei dem ein 

ausländischer Investor mindestens 10 Prozent der Stammaktien oder der Stimmrechte eines 

Unternehmens mit eigener Rechtspersönlichkeit oder einen vergleichbaren Anteil an einem 

Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit besitzt. Unternehmen, die Gegenstand 

einer ausländischen Direktinvestition sind, umfassen Tochterunternehmen, verbundene 

Unternehmen und Zweigniederlassungen. Ein Tochterunternehmen ist ein Unternehmen, 

an dem der Investor zu mehr als 50 Prozent beteiligt ist, an einem verbundenen 

Unternehmen ist der Investor zu höchstens 50 Prozent beteiligt, und eine 

Zweigniederlassung ist ein Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, das sich 

vollständig oder teilweise im Besitz des Investors befindet. Die 

Direktinvestitionsbeziehung kann direkt sein oder indirekt, wenn sie auf einer 

Eigentümerkette beruht. Der Begriff „Unternehmen, das Gegenstand einer ausländischen 

Direktinvestition ist“, ist daher umfassender als der Begriff „ausländisch kontrollierte 

Kapitalgesellschaft“. 
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4.66 Die Verteilung des Unternehmensgewinns eines Unternehmens, das Gegenstand einer 

ausländischen Direktinvestition ist, kann in Form von Ausschüttungen oder 

Gewinnentnahmen aus Quasi-Kapitalgesellschaften erfolgen. Einbehaltene Gewinne 

werden behandelt, als ob sie an die ausländischen Direktinvestoren im Verhältnis zu ihrer 

Beteiligung ausgeschüttet und von diesen dann reinvestiert würden. Reinvestierte Gewinne 

aus ausländischen Direktinvestitionen können positiv oder negativ sein. 

4.67 Buchungszeitpunkt: Reinvestierte Gewinne aus Direktinvestitionen werden zu dem 

Zeitpunkt gebucht, zu dem sie erzielt werden. 

Im Kontensystem werden die reinvestierten Gewinne aus Direktinvestitionen wie folgt 

verbucht:

a) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des primären 

Einkommensverteilungskontos der Sektoren, 

b) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 
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Sonstige Kapitalerträge (D.44) 

Kapitalerträge aus Versicherungsverträgen (D.441) 

4.68 Definition: Kapitalerträge aus Versicherungsverträgen entsprechen den gesamten 

Primäreinkommen aus der Anlage versicherungstechnischer Rückstellungen. Die 

Rückstellungen sind diejenigen Beträge, bei denen eine Versicherungsgesellschaft eine 

entsprechende Verbindlichkeit gegenüber den Versicherungsnehmern anerkennt.  

Die versicherungstechnischen Rückstellungen werden von Versicherungsgesellschaften in 

finanzielle Aktiva, in Grundvermögen (in diesem Fall entstehen Nettoeinkommen aus 

Vermögen, d. h. Vermögenseinkommen nach Abzug sämtlicher Zinszahlungen) oder in 

Gebäude angelegt (in letzterem Fall entstehen Nettobetriebsüberschüsse). 

Bei Kapitalerträgen aus Versicherungsverträgen wird zwischen Nichtlebens- und 

Lebensversicherungsverträgen unterschieden. 

Bei Nichtlebensversicherungsverträgen hat die Versicherungsgesellschaft 

Verbindlichkeiten gegenüber dem Versicherungsnehmer in Höhe der bei der Gesellschaft 

eingelegten, aber noch nicht verdienten Prämie, des Werts der fälligen, aber noch nicht 

gezahlten Leistungen, und eine Rückstellung für noch nicht angemeldete Leistungen oder 

angemeldete, aber noch nicht erbrachte Leistungen. Aufgerechnet gegen diese 

Verbindlichkeit hält die Versicherungsgesellschaft technische Rücklagen. Die 

Kapitalerträge aus diesen Rücklagen werden als Kapitalerträge aus Versicherungsverträgen 

behandelt, danach den Versicherungsnehmern im primären Einkommensverteilungskonto 

zugeordnet und an die Versicherungsgesellschaft als zusätzliche Prämien im Konto der 

sekundären Einkommensverteilung zurückgezahlt. 
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Eine institutionelle Einheit, die ein System standardisierter Kreditgarantien gegen 

Gebühren betreibt, kann auch aus den Rückstellungen des Systems Kapitalerträge erzielen; 

diese sind ebenfalls verteilt auf die die Gebühren zahlenden Einheiten (die möglicherweise 

nicht die gleichen Einheiten sind, die in den Genuss der Garantien kommen) auszuweisen 

und im Konto der sekundären Einkommensverteilung als zusätzliche Gebühren zu 

verbuchen.

Bei Lebensversicherungsverträgen und anderen kapitalbildenden Versicherungen haben 

Versicherungsgesellschaften gegenüber den Versicherungsnehmern und 

Rentenempfängern Verbindlichkeiten in Höhe des derzeitigen Werts der voraussichtlichen 

Leistungen. Aufgerechnet gegen diese Verbindlichkeiten verfügen 

Versicherungsgesellschaften über finanzielle Mittel, die den Versicherungsnehmern 

gehören und aus Boni für Lebensversicherungen mit Gewinnbeteiligung sowie 

Rückstellungen für Versicherungsnehmer und Rentenempfänger für die Zahlung künftiger 

Boni und anderer Leistungen bestehen. Diese Mittel werden in eine Reihe finanzieller und 

nichtfinanzieller Aktiva investiert. 

Die gegenüber den Lebensversicherungsnehmern deklarierten Boni werden als 

Kapitalertrag der Versicherungsnehmer verbucht und als zusätzliche Prämien, gezahlt von 

den Versicherungsnehmern an die Versicherungsgesellschaften, behandelt. 

Kapitalerträge aus Lebensversicherungsverträgen werden als von der 

Versicherungsgesellschaft geleistet und von den privaten Haushalten empfangen im Konto 

der primären Einkommensverteilung gebucht. Im Gegensatz zu Nichtlebensversicherungen 

oder Alterssicherungsleistungen spiegelt sich der Betrag in der Ersparnis wider und wird 

dann als finanzielle Transaktion gebucht, konkret als Erhöhung der Verbindlichkeiten von 

Lebensversicherungsgesellschaften, zusätzlich zu neuen Prämien abzüglich des 

Dienstleistungsentgelts und gezahlter Leistungen. 
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Kapitalerträge aus Ansprüchen gegenüber Alterssicherungssystemen (D.442) 

4.69 Ansprüche auf Alterssicherungsleistungen können gegenüber zwei verschiedenen Arten 

von Alterssicherungssystemen bestehen: gegenüber Systemen mit Beitragszusagen oder 

Systemen mit Leistungszusagen. 

Bei einem System mit Beitragszusagen werden Beiträge von Arbeitgebern und 

Arbeitnehmern im Namen der Arbeitnehmer als den künftigen Empfängern der 

Alterssicherungsleistungen investiert. Eine andere Finanzierungsquelle der 

Alterssicherungsleistungen besteht nicht, die Mittel werden nicht anders verwendet. Die 

Kapitalerträge aus Ansprüchen gegenüber Pensionseinrichtungen mit Beitragszusagen sind 

gleich den Kapitalerträgen aus den finanziellen Mitteln zuzüglich der durch die 

Verpachtung von Boden oder Vermietung von Gebäuden im Besitz des Fonds verdienten 

Einkommen.

Die Besonderheit eines Systems mit Leistungszusagen besteht darin, dass die Höhe der 

Zahlungen an die Leistungsempfänger anhand einer Formel bestimmt wird. Dadurch ist es 

möglich, die Höhe der Ansprüche als den gegenwärtigen Wert aller künftigen Zahlungen 

festzulegen, der auf der Grundlage versicherungsmathematischer Annahmen zur 

Lebensdauer und wirtschaftlicher Annahmen zu Zins- und Diskontsätzen berechnet wird. 

Der gegenwärtige Wert der zu Beginn des Jahres bestehenden Ansprüche steigt, weil der 

Zeitpunkt, zu dem die Leistungen fällig werden, ein Jahr näher gerückt ist. Die Steigerung 

wird im Falle der Systeme mit Leistungszusagen als Kapitalertrag des Empfängers der 

Alterssicherungsleistung betrachtet. Der Umfang der Steigerung hängt weder davon ab, ob 

das Altersicherungssystem tatsächlich genügend Mittel besitzt, um alle Verpflichtungen zu 

erfüllen, noch von der Art der Mittelerhöhung, also etwa davon, ob es sich um 

Kapitalerträge oder um Umbewertungsgewinne handelt. 
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Kapitalerträge aus Investmentfondsanteilen (D.443) 

4.70 Kapitalerträge aus Investmentfondsanteilen (einschließlich Anteilen an Mutual Funds und 

Unit Trusts) umfassen zwei getrennte Komponenten: 

– Ausschüttungen aus Investmentfondsanteilen (D.4431), 

– einbehaltene Gewinne aus Investmentfondsanteilen (D.4432). 

Die Komponente der Ausschüttungen wird exakt in gleicher Weise gebucht wie die oben 

beschriebenen Ausschüttungen für einzelne Kapitalgesellschaften. Die Komponente der 

einbehaltenen Gewinne wird nach den gleichen Grundsätzen gebucht, wie sie für 

Unternehmen gelten, die Gegenstand ausländischer Direktinvestitionen sind, wird jedoch 

ohne reinvestierte Gewinne aus Direktinvestitionen berechnet. Die verbleibenden 

einbehaltenen Gewinne fließen den Eigentümern von Investmentfondsanteilen zu (der 

Investmentfonds behält kein Sparvermögen) und werden dem Fonds durch die 

Anteilseigner in einer Transaktion wieder zugeführt, die im Finanzierungskonto verbucht 

wird.

Von Investmentfonds empfangene Vermögenseinkommen werden als 

Vermögenseinkommen von Anteilseignern gebucht, auch wenn sie nicht ausgeschüttet, 

sondern in ihrem Namen reinvestiert werden. 

Anteilseigner bezahlen indirekt aus ihren Fondsanteilen Verwaltungsgesellschaften für die 

Verwaltung ihrer Investitionen. Bei diesem Dienstleistungsentgelt handelt es sich um 

Ausgaben der Anteilseigner, nicht um Ausgaben der Fonds. 

Buchungszeitpunkt: Sonstige Kapitalerträge werden gebucht, wenn sie anfallen. 
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4.71 Im Kontensystem werden sonstige Kapitalerträge wie folgt gebucht: 

a) auf der Aufkommensseite des primären Einkommensverteilungskontos der 

Versicherungsnehmer und Investmentfondsanleger, 

b) auf der Verwendungsseite des primären Einkommensverteilungskontos der 

Versicherer, Altersvorsorgeeinrichtungen und Investmentfonds, 

c) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 

Pachteinkommen (D.45) 

4.72 Definition: Pacht ist das Einkommen, das der Eigentümer einer natürlichen Ressource als 

Gegenleistung dafür erhält, dass er diese Ressource einer anderen institutionellen Einheit 

zur Verfügung stellt. 

Es gibt zwei Arten von Pachteinkommen: Pachten für Land und Gewässer und Pachten für 

den Abbau von Bodenschätzen. Pachteinkommen für andere natürliche Ressourcen wie 

Funkfrequenzen folgen dem gleichen Muster. 

Der Unterschied zwischen Pachten und Mieten besteht darin, dass die Pacht eine Form des 

Vermögenseinkommens und Mieten Dienstleistungsentgelte sind. Mieten sind Zahlungen, 

die im Rahmen eines Operating-Leasing zur Nutzung eines Anlageguts im Besitz einer 

anderen Einheit geleistet werden. Eine Pacht ist eine Zahlung im Rahmen eines 

Ressourcen-Leasing für den Zugang zu einer natürlichen Ressource. 
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Pachten für Land und Gewässer 

Bei den Pachten, die Grundeigentümer von den Pächtern erhalten, handelt es sich um 

Vermögenseinkommen. Dazu gehören auch die an Eigentümer von Binnengewässern 

gezahlten Pachten für die Nutzung dieser Gewässer zu Erholungs- und anderen Zwecken 

einschließlich des Fischfangs. 

Ein Grundeigentümer zahlt Grundsteuern und tätigt bestimmte Ausgaben für den laufenden 

Unterhalt infolge seines Grundeigentums. Diese Steuern und Ausgaben werden als vom 

Pächter gezahlte Steuern und Ausgaben behandelt, die von der Pacht abgezogen werden, 

die andernfalls an den Grundeigentümer zu zahlen wäre. Pacht, von der auf diese Weise 

Steuern oder sonstige Abgaben abgezogen werden, die der Grundeigentümer zahlen muss, 

wird „after-tax rent“ (Nachsteuer-Pacht) genannt. 

4.73 Pachten schließen nicht die Mieten für auf dem entsprechenden Grund und Boden 

befindliche Gebäude und Wohnungen ein. Diese Mieten werden als Entgelt für 

Dienstleistungen angesehen, die vom Eigentümer an den Mieter des Gebäudes oder der 

Wohnung erbracht werden, und werden als Vorleistung oder als Konsum des Mieters 

verbucht. Fehlt eine objektive Basis für die Aufteilung der Zahlungen in Pacht und in 

Miete für die auf dem Grund und Boden befindlichen Gebäude, so wird der Gesamtbetrag 

nach dem geschätzten Schwerpunkt entweder dem Pachteinkommen oder der Miete 

zugerechnet. 
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Pachten für den Abbau von Bodenschätzen 

4.74 Diese Position umfasst die Zahlungen, die die Eigentümer (private oder staatliche 

Einheiten) von Mineralvorkommen oder von Vorkommen fossiler Brennstoffe (Kohle, 

Erdöl, Erdgas) dafür erhalten, dass sie anderen institutionellen Einheiten während eines 

bestimmten Zeitraums die Untersuchung oder den Abbau dieser Vorkommen gestatten. 

4.75 Buchungszeitpunkt: Pachteinkommen werden in dem Zeitraum gebucht, in dem sie fällig 

werden.

4.76 Im Kontensystem werden Pachteinkommen wie folgt gebucht: 

a) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des primären 

Einkommensverteilungskontos der Sektoren, 

b) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 
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EINKOMMEN- UND VERMÖGENSTEUERN (D.5) 

4.77 Definition: Die Einkommen- und Vermögensteuern (D.5) umfassen alle laufenden 

Zwangsabgaben in Form von Geld- und Sachleistungen, die regelmäßig vom Staat und von 

der übrigen Welt ohne Gegenleistung auf Einkommen und Vermögen von institutionellen 

Einheiten erhoben werden. Eingeschlossen sind einige regelmäßig zu entrichtende Steuern, 

die weder auf das Einkommen noch auf das Vermögen erhoben werden. 

Die Einkommen- und Vermögensteuern untergliedern sich in: 

a) Einkommensteuern (D.51), 

b) sonstige direkte Steuern und Abgaben (D.59). 

Einkommensteuer (D.51) 

4.78 Definition: Die Einkommensteuern (D.51) umfassen Steuern auf Einkommen, Gewinne 

und Kapitalerträge. Sie werden auf das tatsächliche oder angenommene Einkommen von 

natürlichen Personen, privaten Haushalten, Kapitalgesellschaften oder Organisationen 

ohne Erwerbszweck erhoben. Sie schließen auch auf das Vermögen oder den Grund- und 

Immobilienbesitz bezogene Steuern ein, wenn die entsprechenden Vermögenswerte zur 

Schätzung des Einkommens ihrer Eigentümer verwendet werden. 

Zu den Einkommensteuern gehören: 

a) Steuern auf das Einkommen von natürlichen Personen oder privaten Haushalten, zum 

Beispiel das Einkommen aus unselbständiger Arbeit, Vermögenseinkommen, 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit, Zahlungen aus Pensionseinrichtungen usw., 

einschließlich von den Arbeitgebern einbehaltener Steuern wie beispielsweise 

Quellensteuern. Eingeschlossen sind Steuern auf das Einkommen der Eigentümer 

von Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit; 
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b) Steuern auf das Einkommen oder die Gewinne von Kapitalgesellschaften; 

c) Steuern auf Umbewertungsgewinne; 

d) Steuern auf Lotterie- oder Spielgewinne, die auf die von den Gewinnern erhaltenen 

Beträge zu entrichten sind, nicht jedoch Steuern auf den Umsatz der 

Spielveranstalter. Deren Abgaben werden als Gütersteuern behandelt. 

Sonstige direkte Steuern und Abgaben (D.59) 

4.79 Die sonstigen direkten Steuern und Abgaben (D.59) umfassen: 

a) laufende Abgaben auf das Vermögen: Hierzu gehören von den Eigentümern auf das 

Eigentum an oder die Nutzung von Grundstücken oder Gebäuden zu entrichtende 

Steuern sowie laufende Steuern auf das Reinvermögen und andere Vermögenswerte, 

zum Beispiel Schmuck, nicht jedoch die der Position D.29 (Sonstige 

Produktionsabgaben) zuzuordnenden Steuern (die von den Unternehmen aufgrund 

ihrer Produktionstätigkeit zu entrichten sind) und nicht die unter Position D.51 

(Einkommensteuern) fallenden Steuern; 

b) Kopfsteuern, die je Erwachsenen oder je Haushalt, unabhängig von deren 

Einkommen und Vermögen, erhoben werden; 

c) Ausgabensteuern, die auf die Gesamtausgaben von natürlichen Personen oder 

privaten Haushalten zu entrichten sind; 
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d) Zahlungen von privaten Haushalten für Berechtigungen zum Erwerb oder zur 

Nutzung von Kraftfahrzeugen, Booten oder Flugzeugen zu nicht gewerblichen 

Zwecken oder für Jagd- oder Angelscheine, Schießgenehmigungen usw. Die 

Unterscheidung zwischen Steuern und Dienstleistungskäufen beim Staat erfolgt 

anhand der gleichen Kriterien wie im Fall der von Unternehmen zu entrichtenden 

Abgaben: Erfordert die Erteilung der Berechtigungen wenig oder keinen Aufwand 

seitens des Staates, da sie automatisch gegen Zahlung des verlangten Betrags erteilt 

werden, sind sie wahrscheinlich lediglich ein Mittel, um Einnahmen zu beschaffen, 

auch wenn der Staat als Gegenleistung eine Bescheinigung oder Genehmigung 

ausstellt; in diesen Fällen werden die entsprechenden Zahlungen als Steuern 

behandelt. Benutzt der Staat die Erteilung der Berechtigungen jedoch, um eine 

Kontrollfunktion auszuüben (etwa durch Prüfung der Befähigung oder der 

Qualifikation der betreffenden Person), so werden die Zahlungen nicht als Steuern, 

sondern als Dienstleistungskäufe beim Staat behandelt, es sei denn, die Höhe der 

Zahlungen steht in keinem Verhältnis zu den Kosten der Erbringung der 

Dienstleistungen;

e) Abgaben auf internationale Transaktionen, zum Beispiel Auslandsreisen, 

Auslandsüberweisungen, Auslandsinvestitionen usw., außer von Produzenten zu 

entrichtende Abgaben und von privaten Haushalten zu zahlende Einfuhrzölle. 
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4.80 Die Einkommen- und Vermögensteuern umfassen nicht: 

a) Erbschafts- und Schenkungssteuern, bei denen angenommen wird, dass sie aus der 

Vermögenssubstanz der Erben bzw. Beschenkten entrichtet werden, und die daher 

bei den vermögenswirksamen Steuern (D.91) ausgewiesen werden; 

b) außerordentliche Vermögensabgaben, die als vermögenswirksame Steuern (D.91) 

verbucht werden; 

c) Steuern auf Grundstücke, Gebäude und andere Vermögenswerte, deren Eigentümer 

oder Mieter Unternehmen sind und die von diesen im Produktionsprozess eingesetzt 

werden. Diese Steuern werden als sonstige Produktionsabgaben (D.29) behandelt; 

d) Zahlungen von privaten Haushalten für Berechtigungen, bei denen es sich nicht um 

Berechtigungen zur Nutzung von Kraftfahrzeugen, Booten oder Flugzeugen, um 

Jagd- oder Angelscheine oder um Schießgenehmigungen handelt: 

Kraftfahrzeugführerscheine oder Pilotenscheine, Waffenscheine und an den Staat zu 

zahlende Gebühren wie Eintrittskarten für Museen oder Bibliotheken, 

Abfallbeseitigungsgebühren, Zahlungen für Reisepässe, Flughafengebühren, 

Gerichtsgebühren usw. Derartige Zahlungen werden in den meisten Fällen als 

Dienstleistungskäufe beim Staat behandelt, sofern sie die unter Nummer 4.79 

Buchstabe d genannten Kriterien für die Verbuchung als Dienstleistungen erfüllen. 
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4.81 Der Steuergesamtbetrag enthält auch Verzugszuschläge und Steuerstrafen, wenn keine 

Daten vorliegen, anhand deren diese Zuschläge und Strafen getrennt geschätzt werden 

könnten, sowie eventuelle zusätzliche Einziehungs- und Veranlagungskosten, ohne 

Steuernachlässe, die der Staat im Rahmen seiner Wirtschaftspolitik gewährt, und ohne 

Steuerrückzahlungen bei ungerechtfertigter Erhebung. 

Einige Subventionen und Sozialleistungen werden über das Steuersystem in Form von 

Steuergutschriften bereitgestellt; die Zahlungssysteme werden zunehmend mit dem 

Steuererhebungssystem verknüpft. Steuergutschriften stellen Steuererleichterungen dar und 

verringern somit die Steuerschuld des Begünstigten. 

Sieht das Gutschriftsystem vor, dass der Begünstigte den Überschuss erhält, wenn die 

Steuererleichterung größer ist als die Steuerschuld, so handelt es sich um ein System der 

direkten Auszahlung der Steuergutschrift (Payable Tax Credit). Im Rahmen eines solchen 

Systems können sowohl Nichtsteuerzahler als auch Steuerzahler Zahlungen erhalten. Der 

Gesamtbetrag der nach einem System der Direktauszahlung geleisteten Steuergutschriften 

wird als Staatsausgaben und nicht als Steuermindereinnahmen gebucht. 

Bei einigen Steuergutschriftsystemen sind die Gutschriften jedoch auf den Umfang der 

Steuerschuld begrenzt und werden daher nicht ausgezahlt (Non-Payable Tax Credit). Bei 

einem System der nicht auszuzahlenden Steuergutschriften sind alle Steuergutschriften im 

Steuersystem verankert und werden als Verminderung der Steuereinnahmen des Staates 

gebucht.
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4.82 Einkommen- und Vermögensteuern werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem die 

Tätigkeiten, Transaktionen oder sonstigen Ereignisse stattfinden, durch die die 

Steuerverbindlichkeiten entstehen. 

Einige an sich steuerpflichtige Tätigkeiten, Transaktionen oder Ereignisse bleiben den 

Steuerbehörden jedoch auf Dauer verborgen. Es wäre unrealistisch anzunehmen, dass in 

diesen Fällen Steuerforderungen oder -verbindlichkeiten entstehen. Verbucht werden nur 

Beträge, die durch Steuerbescheide, -erklärungen oder andere Unterlagen nachgewiesen 

werden, durch die Verbindlichkeiten in Form von eindeutigen Zahlungsverpflichtungen 

seitens der Steuerpflichtigen entstehen. Nicht gezahlte Steuern, für die keine 

Steuerbescheide vorliegen, werden nicht unterstellt. 

Für die Verbuchung von Steuern in den Konten kommen zwei Quellen in Betracht: auf 

Veranlagungen und Erklärungen beruhende Beträge oder Kasseneinnahmen. 

a) Werden Veranlagungen und Erklärungen zugrunde gelegt, so werden die ermittelten 

Beträge mit Hilfe eines Koeffizienten um veranlagte und erklärte, aber niemals 

eingezogene Beträge bereinigt. Eine alternative Behandlung ist die Verbuchung eines 

Vermögenstransfers an die in Betracht kommenden Sektoren, der der erwähnten 

Bereinigung entspricht. Die Koeffizienten werden ausgehend von den bisherigen 

Erfahrungen und den derzeitigen Erwartungen in Bezug auf veranlagte und erklärte, 

aber niemals eingezogene Beträge geschätzt. Sie sind individuell für die 

verschiedenen Arten von Steuern zu berechnen. 
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b) Werden Kasseneinnahmen zugrunde gelegt, so ist eine zeitliche Anpassung 

vorzunehmen, damit die Kassenbeträge dem Zeitraum zugeordnet werden, in dem 

die Tätigkeiten, Transaktionen oder anderen Ereignisse stattgefunden haben, die zur 

Steuerschuld geführt haben (oder bei einigen Einkommensteuern dem Zeitraum, in 

dem der Steuerbetrag festgelegt wurde). Bei dieser Anpassung wird der 

durchschnittliche Abstand zwischen dem Zeitpunkt der Tätigkeiten, Transaktionen 

oder anderen Ereignisse (oder der Festlegung der zu zahlenden Steuer) und dem 

Zeitpunkt der Kasseneinnahme in bar zugrunde gelegt. 

Einkommen- und Vermögensteuern, die von einem Arbeitgeber einbehalten werden, 

werden in die Bruttolöhne und -gehälter einbezogen, und zwar auch dann, wenn sie der 

Arbeitgeber nicht an den Staat abgeführt hat. Die Darstellung erfolgt so, als ob die privaten 

Haushalte den vollen Betrag an den Staat zahlen. Die in Wirklichkeit nicht gezahlten 

Beiträge werden unter D.995 als Vermögenstransfer des Staates an die Sektoren der 

Arbeitgeber neutralisiert. 

In einigen Fällen wird die Einkommensteuerverbindlichkeit erst in einem späteren 

Rechnungszeitraum festgelegt als dem, in dem das Einkommen anfällt. Hinsichtlich des 

Verbuchungszeitpunkts derartiger Steuern ist daher eine gewisse Flexibilität erforderlich. 

An der Quelle einbehaltene Einkommensteuern, wie Lohnsteuer und regelmäßige 

Einkommensteuervorauszahlungen, können in den Zeiträumen gebucht werden, in denen 

sie gezahlt werden, und die Buchung der endgültigen Steuerverbindlichkeit kann in dem 

Zeitraum erfolgen, in dem diese festgelegt wird. 
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Einkommen- und Vermögensteuern werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

Sektoren, denen die Steuerpflichtigen angehören, 

b) auf der Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung des 

Sektors Staat, 

c) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 

SOZIALBEITRÄGE UND SOZIALLEISTUNGEN (D.6) 

4.83 Definition: Sozialleistungen sind Geld- oder Sachtransfers, die im Rahmen kollektiver 

Vorsorgesysteme oder von staatlichen Einheiten bzw. von Organisationen ohne 

Erwerbszweck an private Haushalte erbracht werden, um die Lasten zu decken, die den 

privaten Haushalten durch bestimmte Risiken oder Bedürfnisse entstehen. Zu den 

Sozialleistungen des Staates gehören Zahlungen des Staates an Produzenten, die einzelnen 

privaten Haushalten zugute kommen und im Zusammenhang mit sozialen Risiken oder 

Bedürfnissen erfolgen. 

4.84 Die Risiken und Bedürfnisse, die Anlass für Sozialleistungen sein können, sind: 

a) Krankheit, 

b) Invalidität, Gebrechen, 

c) Arbeitsunfall, Berufskrankheit, 

d) Alter, 
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e) Hinterbliebene, 

f) Mutterschaft, 

g) Familie, 

h) Beschäftigungsförderung, 

i) Arbeitslosigkeit, 

j) Wohnung, 

k) Ausbildung, 

l) allgemeine Bedürftigkeit. 

Als Sozialleistungen gelten die Zahlungen des Staates an Wohnungsmieter zwecks 

Senkung ihrer Mietbelastung, nicht jedoch Sonderzuschüsse des Staates in seiner 

Eigenschaft als Arbeitgeber. Letztere sind Teil der Bruttolöhne und -gehälter. 

4.85 Sozialleistungen umfassen: 

a) laufende oder einmalige Transfers im Rahmen von beitragsfinanzierten Systemen, in 

die die gesamte Bevölkerung oder weite Kreise der Bevölkerung einbezogen sind 

und die von staatlichen Einheiten vorgeschrieben und kontrolliert werden 

(Sozialversicherungssysteme); 
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b) laufende oder einmalige Transfers im Rahmen von Systemen, die von Arbeitgebern 

für die von ihnen gegenwärtig oder früher beschäftigten Arbeitnehmer oder deren 

Angehörige eingerichtet werden (andere beschäftigungsbezogene Systeme der 

sozialen Sicherung). Die Beiträge an die Systeme können von Arbeitnehmern, 

Arbeitgebern und von Selbständigen geleistet werden; 

c) laufende Transfers von staatlichen Einheiten und von privaten Organisationen ohne 

Erwerbszweck, die keine vorherigen Beitragszahlungen voraussetzen und die im 

Allgemeinen an eine Schätzung des verfügbaren Einkommens geknüpft sind. 

Transfers dieser Art werden üblicherweise als Leistungen der Sozialhilfe bezeichnet. 

4.86 Sozialleistungen umfassen nicht: 

a) Versicherungsleistungen aufgrund von Versicherungsverträgen, die vom 

Versicherten unabhängig von seinem Arbeitgeber und vom Staat ausschließlich im 

eigenen Interesse abgeschlossen wurden; 

b) Versicherungsleistungen aufgrund von Versicherungsverträgen, die ausschließlich 

zwecks Erhalt eines Rabatts abgeschlossen wurden, selbst wenn diese Verträge durch 

eine Kollektivvereinbarung bedingt sind. 

4.87 Ein Einzelversicherungsvertrag kann nur dann als Teil eines Systems der sozialen 

Sicherung behandelt werden, wenn die Ereignisse und Umstände, gegen die die 

Versicherungsnehmer versichert sind, den Risiken oder Bedürfnissen (siehe Nummer 4.84) 

entsprechen und wenn darüber hinaus mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllt 

ist:

a) die Teilnahme an dem System ist entweder gesetzlich oder aufgrund der für einen 

Arbeitnehmer oder eine Gruppe von Arbeitnehmern geltenden 

Beschäftigungsbedingungen vorgeschrieben; 
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b) bei dem System handelt es sich um ein kollektives System, das zugunsten einer 

bestimmten Gruppe von Erwerbspersonen besteht, seien es Arbeitnehmer, 

Selbständige oder Nichterwerbstätige, und die Teilnahme an dem System ist auf 

Mitglieder dieser Gruppe beschränkt; 

c) ein Arbeitgeber leistet zu dem System einen (tatsächlichen oder unterstellten) Beitrag 

für einen Arbeitnehmer, unabhängig davon, ob dieser ebenfalls einen Beitrag leistet. 

4.88 Definition: Systeme der sozialen Sicherung sind Systeme, durch die die Teilnehmer von 

ihren Arbeitgebern oder vom Staat dazu verpflichtet oder ermutigt werden, sich gegen 

bestimmte Ereignisse oder Umstände zu versichern, die ihr Wohlergehen oder das ihrer 

Angehörigen beeinträchtigen könnten. In derartigen Systemen entrichten Arbeitnehmer 

oder andere natürliche Personen oder Arbeitgeber für ihre Arbeitnehmer Sozialbeiträge 

und sichern damit in laufenden und in künftigen Rechnungszeiträumen für diese 

Arbeitnehmer oder andere Beitragszahler, ihre Angehörigen oder Hinterbliebenen einen 

Anspruch auf Leistungen zur sozialen Sicherung. 

Systeme der sozialen Sicherung werden für Gruppen von Arbeitskräften eingerichtet oder 

stehen per Gesetz allen Arbeitskräften oder einer bestimmten Gruppe von Arbeitskräften 

offen, und zwar Nichterwerbstätigen ebenso wie Arbeitnehmern. Sie können von privaten 

Systemen für ausgewählte Gruppen von Arbeitskräften, die von einem einzigen 

Arbeitgeber beschäftigt werden, bis hin zu Systemen der sozialen Sicherung für alle 

Arbeitskräfte eines Landes reichen. Die Teilnahme an den Systemen kann für die 

betreffenden Arbeitskräfte freiwillig sein, ist aber in den meisten Fällen verpflichtend. So 

kann etwa die Teilnahme an den von einzelnen Arbeitgebern betriebenen Systemen in den 

gemeinsam von Arbeitgebern und Arbeitnehmern vereinbarten 

Beschäftigungsbedingungen festgelegt sein. 
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4.89 Zwei Arten von Systemen der sozialen Sicherung können unterschieden werden: 

a) Systeme der sozialen Sicherung, in die die gesamte Bevölkerung oder weite Kreise 

der Bevölkerung einbezogen sind und die von staatlichen Einheiten vorgeschrieben, 

kontrolliert und finanziert werden. Im Rahmen derartiger Systeme zu zahlende 

Alterssicherungsleistungen können an das Gehaltsniveau des Empfängers oder die 

Berufsvergangenheit gekoppelt sein. Leistungen, die keine 

Alterssicherungsleistungen sind, sind weniger häufig an das Gehaltsniveau 

gekoppelt.

b) Andere beschäftigungsbezogene Systeme. Derartige Systeme leiten sich von einem 

Arbeitsverhältnis ab, bei dem Ansprüche auf Alterssicherungsleistungen und unter 

Umständen sonstige Ansprüche Teil der Beschäftigungsbedingungen sind und die 

Zuständigkeit für die Erbringung der Leistungen nicht im Rahmen von 

Sozialversicherungsvorschriften dem Staat zufällt. 

4.90 Systeme der sozialen Sicherung, die von staatlichen Einheiten für ihre eigenen 

Arbeitnehmer im Gegensatz zur Erwerbsbevölkerung insgesamt eingerichtet werden, 

werden nicht der Sozialversicherung, sondern den anderen beschäftigungsbezogenen 

Systemen zugeordnet. 
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Nettosozialbeiträge (D.61) 

4.91 Definition: Nettosozialbeiträge sind die tatsächlichen oder unterstellten Beiträge privater 

Haushalte zu Systemen der sozialen Sicherung, um Rückstellungen für die Zahlung von 

Sozialleistungen zu bilden. Nettosozialbeiträge (D.61) setzen sich wie folgt zusammen: 

Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.611) 

zuzüglich unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.612) 

zuzüglich tatsächliche Sozialbeiträge der privaten Haushalte (D.613) 

zuzüglich Sozialbeiträge aus Kapitalerträgen der privaten Haushalte aus Systemen der 

sozialen Sicherung (D.614) 

abzüglich Dienstleistungsentgelte der Sozialversicherungsträger (D.61SC). 

Die Dienstleistungsentgelte der Sozialversicherungsträger entsprechen den 

Dienstleistungsgebühren der Einheiten, die die Systeme verwalten. Sie erscheinen hier als 

Teil der Berechnung der Nettosozialbeiträge (D.61), sind jedoch keine 

Umverteilungstransaktionen, sondern Teil des Produktionswerts und der Konsumausgaben. 
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Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.611) 

4.92 Die tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.611) entsprechen dem Strom D.121. 

Die tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber werden von den Arbeitgebern an die 

Sozialversicherung und andere beschäftigungsbezogene Systeme der sozialen Sicherung 

gezahlt, damit ihre Arbeitnehmer Sozialleistungen erhalten. 

Da die tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber zugunsten ihrer Arbeitnehmer gezahlt 

werden, werden diese Beiträge gemeinsam mit den Bruttolöhnen und -gehältern in Form 

von Geld- und von Sachleistungen als Arbeitnehmerentgelt gebucht. Sie werden ferner als 

laufende Transfers der Arbeitnehmer an die Sozialversicherung und andere 

beschäftigungsbezogene Systeme der sozialen Sicherung ausgewiesen. 

Diese Position ist in zwei Kategorien untergliedert: 

a) tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber zur Alterssicherung (D.6111), die dem 

Strom D.1211 entsprechen, 

b) tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber ohne Beiträge zur Alterssicherung 

(D.6112), die dem Strom D.1212 entsprechen. 
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4.93 Tatsächliche Sozialbeiträge können aufgrund eines Gesetzes, einer Rechtsverordnung, 

eines Tarifvertrags für einen Wirtschaftsbereich, einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber 

und Arbeitnehmern auf Unternehmensebene oder aufgrund des Arbeitsvertrags selbst 

entrichtet werden. Die Beiträge können in bestimmten Fällen freiwillig sein. 

Bei diesen freiwilligen Beiträgen handelt es sich um: 

a) Sozialbeiträge, die Personen, die nicht gesetzlich dazu verpflichtet sind, an eine 

Sozialversicherung leisten; 

b) Sozialbeiträge an Versicherungsgesellschaften (oder im gleichen Sektor eingeordnete 

Altersvorsorgeeinrichtungen) im Rahmen von Zusatzversicherungssystemen, die von 

den Arbeitgebern zugunsten ihrer Arbeitnehmer eingerichtet wurden und denen 

letztere freiwillig angehören; 

c) Beiträge an Vorsorgeeinrichtungen für Arbeitnehmer oder für Selbständige. 

4.94 Buchungszeitpunkt: Die tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.611) werden zu 

dem Zeitpunkt gebucht, zu dem die Arbeitsleistung erbracht wird, durch die die 

Verpflichtung zur Entrichtung der Beiträge entsteht. 
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4.95 Für die Verbuchung von an den Sektor Staat zu zahlenden Sozialbeiträgen in den Konten 

werden zwei Quellen herangezogen: auf Veranlagungen und Erklärungen beruhende 

Beträge oder Kasseneinnahmen. 

a) Werden Veranlagungen und Erklärungen zugrunde gelegt, so werden die ermittelten 

Beträge mit Hilfe eines Koeffizienten um veranlagte und erklärte, aber niemals 

eingezogene Beträge bereinigt. Eine alternative Behandlung ist die Verbuchung eines 

Vermögenstransfers an die in Betracht kommenden Sektoren, der der erwähnten 

Bereinigung entspricht. Die Koeffizienten werden ausgehend von den bisherigen 

Erfahrungen und den derzeitigen Erwartungen in Bezug auf veranlagte und erklärte, 

aber niemals eingezogene Beträge geschätzt. Sie sind individuell für die 

verschiedenen Arten von Sozialbeiträgen zu berechnen. 

b) Werden Kasseneinnahmen zugrunde gelegt, so ist eine zeitliche Anpassung 

vorzunehmen, damit die Kassenbeträge dem Zeitraum zugeordnet werden, in dem 

die Tätigkeit ausgeübt wurde, die zur Sozialbeitragsschuld geführt hat (oder dem 

Zeitraum des Entstehens der Schuld). Bei dieser Anpassung kann der 

durchschnittliche Abstand zwischen dem Zeitpunkt der Tätigkeit (oder des 

Entstehens der Schuld) und dem Zeitpunkt der Kasseneinnahme in bar zugrunde 

gelegt werden. 

An den Staat zu zahlende Sozialbeiträge, die vom Arbeitgeber einbehalten werden, werden 

in die Bruttolöhne und -gehälter einbezogen, und zwar unabhängig davon, ob der 

Arbeitgeber sie an den Staat abgeführt hat oder nicht. Die Darstellung erfolgt dann so, als 

ob die privaten Haushalte den vollen Betrag an den Staat zahlen. Die in Wirklichkeit nicht 

gezahlten Beiträge werden unter D.995 als Vermögenstransfer des Staates an die Sektoren 

der Arbeitgeber neutralisiert. 
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4.96 Die tatsächlichen Sozialbeiträge der Arbeitgeber werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

privaten Haushalte, 

b) auf der Verwendungsseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall gebietsfremder privater Haushalte), 

c) auf der Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

Sektoren, denen die gebietsansässigen Versicherer bzw. Arbeitgeber angehören, 

d) auf der Aufkommensseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall gebietsfremder Versicherer bzw. Arbeitgeber). 

Unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.612)

4.97 Definition: Die unterstellten Sozialbeiträge der Arbeitgeber (D.612) stellen den Gegenwert 

von Sozialleistungen (vermindert um den Betrag eventueller Arbeitnehmerbeiträge) dar, 

die von den Arbeitgebern direkt (also unabhängig von ihren tatsächlichen 

Beitragszahlungen) an die von ihnen gegenwärtig oder früher beschäftigten Arbeitnehmer 

oder an sonstige Berechtigte gezahlt werden.

Sie entsprechen dem Strom D.122, wie unter „Arbeitnehmerentgelt“ beschrieben. Ihr Wert 

ist anhand versicherungsmathematischer Erwägungen oder auf der Grundlage eines 

angemessenen Prozentsatzes der den gegenwärtig beschäftigten Arbeitnehmern gezahlten 

Löhne und Gehälter festzulegen oder wird mit den ohne spezielle Deckungsmittel 

finanzierten Leistungen (ohne Leistungen zur Alterssicherung) gleichgesetzt, die vom 

Arbeitgeber während desselben Rechnungszeitraums zu zahlen sind. 
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Es gibt zwei Kategorien von unterstellten Sozialbeiträgen der Arbeitgeber (D.612): 

a) unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber zur Alterssicherung (D.6121), die dem 

Strom D.1221 entsprechen, 

b) unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber ohne Beiträge zur Alterssicherung 

(D.6122), die dem Strom D.1222 entsprechen. 

4.98 Buchungszeitpunkt: Unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber, denen als Gegenbuchung 

direkte gesetzliche Sozialleistungen gegenüberstehen, werden zu dem Zeitpunkt gebucht, 

zu dem die Arbeit geleistet wird. Unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber, denen als 

Gegenbuchung direkte freiwillige Sozialleistungen gegenüberstehen, werden zum 

Zeitpunkt der Erbringung der Leistung gebucht. 

4.99 Die unterstellten Sozialbeiträge der Arbeitgeber werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilungen der 

privaten Haushalte und des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers, 

b) auf der Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

Sektoren, denen die Arbeitgeber angehören, und im Außenkonto der 

Primäreinkommen und Transfers. 
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Tatsächliche Sozialbeiträge der privaten Haushalte (D.613) 

4.100 Definition: Tatsächliche Sozialbeiträge der privaten Haushalte sind die von 

Arbeitnehmern, Selbständigen oder Nichterwerbstätigen an Systeme der sozialen 

Sicherung gezahlten Sozialbeiträge. 

Es gibt zwei Kategorien von tatsächlichen Sozialbeiträgen der privaten Haushalte (D.613): 

a) tatsächliche Sozialbeiträge der privaten Haushalte zur Alterssicherung (D.6131), 

b) tatsächliche Sozialbeiträge der privaten Haushalte ohne Beiträge zur Alterssicherung 

(D.6132).

Buchungszeitpunkt: Die tatsächlichen Sozialbeiträge der privaten Haushalte werden nach 

dem Grundsatz der periodengerechten Zurechnung gebucht. Für die Erwerbstätigen ist dies 

der Zeitpunkt, zu dem die Arbeitsleistung erbracht wird, durch die die Verpflichtung zur 

Entrichtung der Beiträge entsteht. Bei Nichterwerbstätigen ist dies der Zeitpunkt, zu dem 

die Beiträge zu leisten sind. 

Im Kontensystem werden die tatsächlichen Sozialbeiträge der privaten Haushalte wie folgt 

verbucht:

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

privaten Haushalte und des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers, 

b) auf der Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

Sektoren, denen die Arbeitgeber angehören, und im Außenkonto der 

Primäreinkommen und Transfers. 
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Sozialbeiträge aus Kapitalerträgen der privaten Haushalte aus Systemen der sozialen Sicherung 

(D.614)

4.101 Definition: Sozialbeiträge aus Kapitalerträgen der privaten Haushalte aus Systemen der 

sozialen Sicherung bestehen aus dem Vermögenseinkommen, das im Rechnungszeitraum 

aus dem Vermögensbestand, auf den privaten Haushalte gegenüber 

Alterssicherungssystemen und anderen Systemen als Alterssicherungssystemen Ansprüche 

haben.

Diese Position ist in zwei Kategorien untergliedert: 

a) Sozialbeiträge aus Kapitalerträgen der privaten Haushalte aus Pensionseinrichtungen 

(D.6141),

b) Sozialbeiträge aus Kapitalerträgen der privaten Haushalte aus Systemen der sozialen 

Sicherung (ohne Alterssicherungssysteme) (D.6142). Die Position D.6142 entspricht 

Sozialbeiträgen aus Kapitalerträgen der privaten Haushalte aus Systemen der 

sozialen Sicherung im Zusammenhang mit sozialen Risiken und Bedürfnissen, die 

nicht die Alterssicherung betreffen, wie Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall, 

Invalidität, Entlassung usw. 

Sozialbeiträge aus Kapitalerträgen der privaten Haushalte aus Systemen der sozialen 

Sicherung sind in dem Vermögenseinkommen enthalten, das von den Verwaltern von 

Alterssicherungssystemen im primären Einkommensverteilungskonto an private Haushalte 

gezahlt wird (Kapitalerträge aus Ansprüchen gegenüber Alterssicherungssystemen D.442). 

Da dieses Einkommen in der Praxis von den Verwaltern der Alterssicherungssysteme 

einbehalten wird, wird es im Konto der sekundären Einkommensverteilung als Beträge 

ausgewiesen, die von den privaten Haushalten in Form von Sozialbeiträgen aus 

Kapitalerträgen aus Systemen der sozialen Sicherung an die Alterssicherungssysteme 

zurückgezahlt wurden. 

Buchungszeitpunkt: Sozialbeiträge aus Kapitalerträgen der privaten Haushalte aus 

Systemen der sozialen Sicherung werden gebucht, wenn sie anfallen. 
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Monetäre Sozialleistungen (D.62) 

4.102 Die Position D.62 umfasst drei Unterpositionen: 

Geldleistungen der Sozialversicherung (D.621), 

sonstige Leistungen zur sozialen Sicherung (D.622), 

sonstige soziale Geldleistungen (D.623). 

Geldleistungen der Sozialversicherung (D.621) 

4.103 Definition: Geldleistungen der Sozialversicherung sind Leistungen zur sozialen Sicherung, 

die von der gesetzlichen Sozialversicherung in Form von Geldleistungen an die privaten 

Haushalte erbracht werden. Erstattungen sind ausgeschlossen und werden als soziale 

Sachleistungen (D.632) behandelt. 

Derartige Leistungen werden im Rahmen von Sozialversicherungssystemen erbracht. 

Sie können untergliedert werden in 

– Geldleistungen der Sozialversicherung zur Alterssicherung (D.6211), 

– Geldleistungen der Sozialversicherung ohne Leistungen zur Alterssicherung 

(D.6212).
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Sonstige Leistungen zur sozialen Sicherung (D.622) 

4.104 Definition: Sonstige Leistungen zur sozialen Sicherung entsprechen den von den 

Arbeitgebern im Zusammenhang mit anderen beschäftigungsbezogenen Systemen der 

sozialen Sicherung gezahlten Leistungen. Sonstige beschäftigungsbezogene Leistungen zur 

sozialen Sicherung sind Sozialleistungen (in Form von Geld- oder Sachleistungen), die von 

Systemen der sozialen Sicherung (außer der Sozialversicherung) an die Beitragszahler, ihre 

Angehörigen oder ihre Hinterbliebenen gezahlt werden. 

Typische Beispiele sind: 

a) die uneingeschränkte oder eingeschränkte Lohn- und Gehaltsfortzahlung im Fall von 

Krankheit, Unfall, Mutterschaft usw., 

b) Kindergeld, Ehegattenzuschläge, Erziehungszulagen und andere Zulagen für 

Familienangehörige, 

c) die Zahlung von Alters- oder Hinterbliebenenrenten an frühere Arbeitnehmer oder 

deren Hinterbliebene und die Zahlung von Abfindungen an Arbeitnehmer oder deren 

Hinterbliebene im Fall von Entlassung, Invalidität, Unfalltod usw. (sofern diese 

Zahlungen an Kollektivvereinbarungen geknüpft sind), 

d) allgemeine medizinische Versorgung, die nicht mit der Arbeit des Arbeitnehmers in 

Zusammenhang steht, 

e) Unterbringung in Genesungs- und Altenheimen. 
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Sonstige Leistungen zur sozialen Sicherung können untergliedert werden in: 

– sonstige Leistungen zur sozialen Alterssicherung (D.6221), 

– sonstige Leistungen zur sozialen Sicherung ohne Leistungen zur Alterssicherung 

(D.6222).

Sonstige soziale Geldleistungen (D.623) 

4.105 Definition: Sonstige soziale Geldleistungen sind laufende Transfers, die von staatlichen 

Einheiten oder privaten Organisationen ohne Erwerbszweck an private Haushalte geleistet 

werden und sich auf die durch Leistungen zur sozialen Sicherung gedeckten Bedürfnisse 

beziehen, jedoch nicht im Rahmen eines Systems der sozialen Sicherung erbracht werden, 

das üblicherweise die Teilnahme mittels Sozialbeiträgen erfordert. 

Sie schließen daher alle von der gesetzlichen Sozialversicherung gezahlten Leistungen aus. 

Soziale Geldleistungen können unter folgenden Umständen erbracht werden: 

a) Es gibt kein System der sozialen Sicherung, das diese Umstände abdeckt. 

b) Es gibt zwar ein oder mehrere Systeme der sozialen Sicherung, die fraglichen 

Haushalte nehmen daran jedoch nicht teil und sind nicht zu Leistungen zur sozialen 

Sicherung berechtigt. 

c) Die Leistungen zur sozialen Sicherung gelten als unzureichend für die Deckung der 

betreffenden Bedürfnisse. Die sozialen Leistungen werden zusätzlich gezahlt. 



PE-CONS 77/12 ADD 4 REV 1   84 
 DE

d) Sie stehen im Zusammenhang mit der allgemeinen Sozialpolitik. 

Nicht zu diesen Leistungen gehören laufende Transfers aufgrund von Ereignissen oder 

Umständen, die normalerweise nicht durch Systeme der sozialen Sicherung abgedeckt sind 

(z. B. Transfers aufgrund von Naturkatastrophen, die den sonstigen laufenden Transfers 

oder den sonstigen Vermögenstransfers zugeordnet werden). 

4.106 Buchungszeitpunkt der monetären Sozialleistungen (D.62): 

a) Geldleistungen werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem die Ansprüche auf die 

Leistungen begründet wurden; 

b) Sachleistungen werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem die Leistungen erbracht 

werden bzw. zu dem die Waren, die privaten Haushalten von sonstigen 

Nichtmarktproduzenten direkt zur Verfügung gestellt werden, den Eigentümer 

wechseln.

4.107 Monetäre Sozialleistungen (D.62) werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

Sektoren, die die Leistungen gewähren, 

b) auf der Verwendungsseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall von seitens der übrigen Welt erbrachten Leistungen), 

c) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

privaten Haushalte, 
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d) auf der Aufkommensseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall von an gebietsfremde private Haushalte erbrachten Leistungen). 

Soziale Sachleistungen (D.63) 

4.108 Definition: Soziale Sachleistungen (D.63) umfassen Waren und Dienstleistungen, die 

einzelnen privaten Haushalten von staatlichen Einheiten und von privaten Organisationen 

ohne Erwerbszweck kostenlos oder zu einem wirtschaftlich nicht signifikanten Preis als 

Sachleistungen zur Verfügung gestellt werden, unabhängig davon, ob sie von den 

staatlichen Einheiten oder privaten Organisationen ohne Erwerbszweck am Markt gekauft 

werden oder Teil von deren nichtmarktbestimmter Produktion sind. Soziale Sachleistungen 

werden aus Steuereinnahmen, sonstigen staatlichen Einkommen oder 

Sozialversicherungsbeiträgen bzw., im Fall von privaten Organisationen ohne 

Erwerbszweck, aus Schenkungen oder Vermögenseinkommen finanziert. 

Dienstleistungen, die für private Haushalte kostenlos oder zu einem wirtschaftlich nicht 

signifikanten Preis erbracht werden, werden als individuelle Dienstleistungen bezeichnet, 

um sie von kollektiven Dienstleistungen zu unterscheiden, die für die gesamte 

Bevölkerung oder weite Bevölkerungskreise erbracht werden, wie etwa 

Verteidigungsleistungen und Straßenbeleuchtung. Die individuellen Dienstleistungen 

umfassen im Wesentlichen Bildungs- und Gesundheitsleistungen, wobei häufig jedoch 

auch andere Arten von Dienstleistungen, etwa Wohnungsdienstleistungen oder Kultur- und 

Freizeitdienstleistungen, individualisierbar sind. 
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4.109 Soziale Sachleistungen (D.63) untergliedern sich in: 

Soziale Sachleistungen — Nichtmarktproduktion des Staates und der privaten 

Organisationen ohne Erwerbszweck (D.631) 

Definition: Soziale Sachleistungen — Nichtmarktproduktion des Staates und der privaten 

Organisationen ohne Erwerbszweck (D.631) sind Waren und Dienstleistungen, die von 

Nichtmarktproduzenten direkt an die Begünstigten erbracht werden. Zahlungen der 

Haushalte selbst sind abzuziehen. 

Soziale Sachleistungen — vom Staat und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck 

gekaufte Marktproduktion (D.632) 

Definition: Soziale Sachleistungen — vom Staat und privaten Organisationen ohne 

Erwerbszweck gekaufte Marktproduktion (D.632) sind folgende Waren und 

Dienstleistungen:

a) von Institutionen der Sozialversicherung vorgenommene Erstattungen von 

genehmigten Ausgaben der privaten Haushalte für bestimmte Waren oder 

Dienstleistungen oder 

b) Leistungen, die den Begünstigten direkt von Marktproduzenten zur Verfügung 

gestellt werden, bei denen der Staat die entsprechenden Waren und Dienstleistungen 

erwirbt.

Zahlungen der Haushalte selbst sind abzuziehen. 
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Ein privater Haushalt, der eine Ware oder Dienstleistung kauft, deren Kosten ihm dann von 

einer Institution der Sozialversicherung vollständig oder teilweise erstattet werden, handelt 

praktisch für Rechnung dieser Institution. Er gewährt ihr faktisch einen kurzfristigen 

Kredit, der mit der Erstattung der Kosten getilgt wird. 

Der Erstattungsbeitrag wird so gebucht, als ob die Ausgaben zu dem Zeitpunkt, zu dem der 

private Haushalt den Kauf vornimmt, direkt von der Institution der Sozialversicherung 

getätigt würden. Als Ausgabe des privaten Haushalts wird eine gegebenenfalls bestehende 

Differenz zwischen dem gezahlten Anschaffungspreis und dem Erstattungsbetrag gebucht. 

Letzterer wird somit nicht als laufender Geldtransfer der Sozialversicherung an die 

privaten Haushalte gebucht. 

4.110 Beispiele für soziale Sachleistungen (D.63) sind ärztliche, zahnärztliche oder chirurgische 

Behandlungen, stationäre Versorgung, Brillen oder Kontaktlinsen, medizinische 

Hilfsmittel und Geräte sowie vergleichbare Waren und Dienstleistungen im 

Zusammenhang mit sozialen Risiken und Bedürfnissen. 

Weitere Beispiele für Leistungen, die nicht durch ein System der sozialen Sicherung 

abgedeckt sind, sind die Unterbringung in Unterkünften und Wohnungen, die 

Kinderbetreuung in Einrichtungen, die berufliche Fortbildung, die Reduzierung von 

Fahrpreisen (vorausgesetzt, dass sie einem sozialen Zweck dient) sowie ähnliche Waren 

und Dienstleistungen im Zusammenhang mit sozialen Risiken und Bedürfnissen. Nicht 

unter soziale Risiken und Bedürfnissen fallen Waren und Dienstleistungen wie Freizeit-, 

Kultur- oder Sportdienstleistungen, die der Staat einzelnen Haushalten kostenlos oder zu 

einem wirtschaftlich nicht signifikanten Preis zur Verfügung stellt; diese werden als 

soziale Sachleistungen — Nichtmarktproduktion des Staates und der privaten 

Organisationen ohne Erwerbszweck (D.631) behandelt. 
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4.111 Buchungszeitpunkt: Soziale Sachleistungen (D.63) werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu 

dem die Leistungen erbracht werden bzw. zu dem die Waren, die privaten Haushalten von 

Produzenten direkt zur Verfügung gestellt werden, den Eigentümer wechseln. 

Soziale Sachleistungen (D.63) werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung 

(Verbrauchskonzept) der Sektoren, die die Leistungen gewähren, 

b) auf der Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung 

(Verbrauchskonzept) der privaten Haushalte. 

Der Verbrauch der Waren- und Dienstleistungstransfers wird im 

Einkommensverwendungskonto (Verbrauchskonzept) gebucht. 

Es gibt keine sozialen Sachleistungen, die an die übrige Welt erbracht oder von ihr 

empfangen werden (derartige Transfers werden unter der Position D.62 Monetäre 

Sozialleistungen gebucht). 
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SONSTIGE LAUFENDE TRANSFERS (D.7) 

Nettoprämien für Nichtlebensversicherungen (D.71) 

4.112 Definition: Nettoprämien für Nichtlebensversicherungen (D.71) umfassen Prämien 

aufgrund von Versicherungsverträgen, die von institutionellen Einheiten ausschließlich im 

eigenen Interesse abgeschlossen wurden. Bei den von einzelnen privaten Haushalten 

abgeschlossenen Nichtlebensversicherungverträgen handelt es sich um 

Versicherungsverträge, die außerhalb eines Systems der sozialen Sicherung ohne 

Beteiligung der Arbeitgeber und des Staates abgeschlossen werden. Nettoprämien für 

Nichtlebensversicherungen umfassen sowohl die tatsächlichen Prämien, die von den 

Versicherten im Rechnungszeitraum gezahlt werden, um den Versicherungsschutz zu 

erlangen (verdiente Prämien), als auch die zusätzlichen Prämien in Höhe der 

Vermögenseinkommen aus Versicherungsverträgen abzüglich des Dienstleistungsentgelts 

der Versicherungsgesellschaften. 

Die Nettoprämien für Nichtlebensversicherungen ermöglichen die Deckung der Risiken 

verschiedener Ereignisse oder Umstände, die auf natürliche Ursachen oder menschliche 

Einflussnahme zurückzuführen sind und Personen- oder Sachschäden zur Folge haben, 

beispielsweise Feuer, Überschwemmung, Unglück, Verkehrsunfall, Diebstahl, 

Gewaltanwendung, Unfall, Krankheit usw., sowie des Risikos von finanziellen Verlusten 

aufgrund von Ereignissen wie Krankheit, Arbeitslosigkeit, Unfall usw. 

Nettoprämien für Nichtlebensversicherungen untergliedern sich in zwei Kategorien: 

a) Nettoprämien für Nichtlebens-Direktversicherungen (D.711), 

b) Nettoprämien für Nichtlebens-Rückversicherungen (D.712). 
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4.113 Buchungszeitpunkt: Nettoprämien für Nichtlebensversicherungen werden zu dem 

Zeitpunkt gebucht, zu dem sie verdient werden. 

Bei den Versicherungsprämien handelt es sich um den Teil der im laufenden 

Rechnungszeitraum oder in früheren Rechnungszeiträumen insgesamt eingezahlten 

Prämien, der im laufenden Rechnungszeitraum zur Risikodeckung bestimmt ist, abzüglich 

des Dienstleistungsentgelts. 

Die im laufenden Rechnungszeitraum verdienten Prämien unterscheiden sich von den im 

laufenden Rechnungszeitraum fälligen Prämien insofern, als letztere der Risikodeckung 

sowohl im laufenden als auch in künftigen Rechnungszeiträumen dienen können. 

Nettoprämien für Nichtlebensversicherungen werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung 

gebietsansässiger Versicherungsnehmer, 

b) auf der Verwendungsseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall gebietsfremder Versicherungsnehmer), 

c) auf der Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung 

gebietsansässiger Versicherungsgesellschaften,

d) auf der Aufkommensseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall gebietsfremder Versicherungsnehmer). 
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Nichtlebensversicherungsleistungen (D.72) 

4.114 Definition: Nichtlebensversicherungsleistungen (D.72) sind die aufgrund von 

Nichtlebensversicherungen fälligen Leistungen, d. h. die Beträge, die von 

Versicherungsgesellschaften zur Regelung von Schadensfällen zu zahlen sind, die 

Personen oder Sachen (einschließlich Anlagegütern) erleiden. 

Diese Position ist in zwei Kategorien untergliedert: 

a) Leistungen der Nichtlebens-Direktversicherung (D.721), 

b) Leistungen der Nichtlebens-Rückversicherung (D.722). 

4.115 Nicht zu den Nichtlebensversicherungsleistungen gehören die Zahlungen, die als 

Sozialleistungen anzusehen sind. 

Die erbrachte Nichtlebensversicherungsleistung wird als Transfer an den Geschädigten 

behandelt. Derartige Zahlungen werden immer als laufende Transfers behandelt, selbst 

wenn es bei zerstörten Anlagegütern oder schwerwiegenden Personenschäden um große 

Beträge geht. 

Außergewöhnlich umfangreiche Leistungen, z. B. im Fall einer Katastrophe, werden unter 

Umständen nicht als laufende Transfers, sondern als Vermögenstransfers behandelt (siehe 

Nummer 4.165 Buchstabe k). 
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Die an die Geschädigten gezahlten Beträge sind in der Regel nicht zweckgebunden, und 

die beschädigten oder zerstörten Vermögenswerte müssen nicht unbedingt repariert oder 

ersetzt werden. 

Versicherungsleistungen sind zu erbringen, weil der Versicherungsnehmer einem Dritten 

einen Personen- oder Sachschaden verursacht hat (Haftpflichtversicherung). Derartige 

Leistungen werden als von der Versicherungsgesellschaft direkt an den Geschädigten und 

nicht als indirekte über den Versicherungsnehmer erbrachte Leistungen gebucht. 

4.116 Nettorückversicherungsprämien und -leistungen werden in genau der gleichen Weise wie 

Nichtlebensversicherungsprämien und -leistungen berechnet. Da die 

Rückversicherungsgesellschaften in einigen wenigen Ländern konzentriert sind, bestehen 

die meisten Rückversicherungsverträge mit gebietsfremden Einheiten. 

Einige Einheiten, vor allem staatliche Einheiten, leisten möglicherweise eine Garantie für 

den Fall der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners unter Bedingungen, die denen einer 

Nichtlebensversicherung entsprechen. Dies ist der Fall, wenn viele Garantien der gleichen 

Art übernommen werden und es möglich ist, den Gesamtumfang der Ausfälle realistisch 

einzuschätzen. In derartigen Fällen werden die gezahlten Gebühren (und das damit 

verdiente Vermögenseinkommen) ebenso behandelt wie Nichtlebensversicherungsprämien, 

und die Forderungen im Rahmen der standardisierten Kreditgarantien werden ebenso 

behandelt wie Nichtlebensversicherungsleistungen. 
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4.117 Buchungszeitpunkt: Nichtlebensversicherungsleistungen werden zum Zeitpunkt des 

Schadenseintritts gebucht. 

Sie werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung 

gebietsansässiger Versicherungsgesellschaften,

b) auf der Verwendungsseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall gebietsfremder Versicherungsgesellschaften), 

c) auf der Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

Empfängersektoren, 

d) auf der Aufkommensseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall gebietsfremder Leistungsempfänger). 
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Laufende Transfers innerhalb des Staates (D.73) 

4.118 Definition: Die laufenden Transfers innerhalb des Staates (D.73) enthalten Transfers 

zwischen den verschiedenen Teilsektoren des Staates (Bund, Länder, Gemeinden und 

Sozialversicherung) mit Ausnahme von Steuern, Subventionen, Investitionszuschüssen und 

sonstigen Vermögenstransfers. 

Zu den laufenden Transfers innerhalb des Staates (D.73) gehören nicht die Transaktionen 

zugunsten einer anderen institutionellen Einheit. Diese sind nur einmal zu buchen, und 

zwar als Aufkommen der Einheit, zu deren Gunsten die Transaktion durchgeführt wird 

(siehe Nummer 1.78). Dies geschieht, wenn eine Körperschaft (z. B. der Bund) Steuern 

einnimmt, die vollständig oder teilweise einer anderen staatlichen Stelle (z. B. einer 

lokalen Gebietskörperschaft) zustehen. In derartigen Fällen wird der der anderen 

staatlichen Stelle zustehende Anteil als direkt von dieser Stelle erhobene Steuer gebucht 

und nicht als laufende Transfers innerhalb des Staates. Die Lösung bietet sich insbesondere 

dann an, wenn Steuern in Form von Zuschlägen zu Steuern des Bundes (Zentralstaats) 

erhoben werden, jedoch für andere staatliche Stellen bestimmt sind. Verzögerungen bei der 

Weiterleitung der Steuern von der einen an die andere staatliche Einheit sind im 

Finanzierungskonto als sonstige Forderungen/Verbindlichkeiten zu buchen. 
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Transfers von Steuereinnahmen, die als Teil eines Pauschaltransfers vom Bund 

(Zentralstaat) an andere staatliche Stellen überwiesen werden, (z. B. im Rahmen des 

Finanzausgleichs), zählen zu den laufenden Transfers innerhalb des Staates. Derartige 

Transfers sind an keine besondere Steuerart gebunden und erfolgen nicht automatisch, 

sondern hauptsächlich über bestimmte Fonds (Provinzialfonds, Gemeindefonds) und 

entsprechend bestimmten vom Bund (Zentralstaat) festgesetzten Verteilungsschlüsseln 

(z. B. allgemeine Finanzzuweisung). 

4.119 Buchungszeitpunkt: Laufende Transfers innerhalb des Staates werden zu dem Zeitpunkt 

gebucht, zu dem sie gemäß den geltenden Rechtsvorschriften zu erfolgen haben. 

4.120 Laufende Transfers innerhalb des Staates werden auf der Verwendungs- und der 

Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der Teilsektoren des 

Staates verbucht. Bei den laufenden Transfers innerhalb des Staates handelt es sich um 

innersektorale Ströme, die in den konsolidierten Konten für den gesamten Sektor Staat 

nicht erscheinen. 

Laufende Transfers im Rahmen internationaler Zusammenarbeit (D.74) 

4.121 Definition: Laufende Transfers im Rahmen internationaler Zusammenarbeit (D.74) 

umfassen alle Sach- und Geldtransfers zwischen dem Staat und staatlichen Stellen oder 

internationalen Organisationen in der übrigen Welt außer Investitionszuschüssen und 

sonstigen Vermögenstransfers. 
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4.122 Die Position D.74 enthält: 

a) Beiträge des Staates an internationale Organisationen (ausgenommen die von 

Mitgliedstaaten an supranationale Organisationen gezahlten Steuern); 

b) laufende Transfers, die der Staat von den unter Buchstabe a genannten 

Organisationen empfängt. Die laufenden Transfers, die die Organe der Europäischen 

Union direkt an gebietsansässige Marktproduzenten leisten, werden als Subventionen 

aus der übrigen Welt verbucht; 

c) laufende Transfers, die ein Staat einem anderen Staat in Form von Geldleistungen 

(z. B. Zuschüsse zur Finanzierung von Haushaltsdefiziten des anderen Staates oder 

überseeischer Gebiete) oder von Sachleistungen (z. B. Gegenwert von Geschenken in 

Form von Nahrungsmitteln oder militärischer Ausrüstung oder Katastrophenhilfe in 

Form von Nahrungsmitteln, Kleidung, Medikamenten usw.) gewährt; 

d) die Bruttolöhne und -gehälter, die eine staatliche Stelle, ein Organ der Europäischen 

Union oder eine internationale Organisation an ihre Beamten und sonstigen 

Bediensteten während deren Abordnung zur Dienstleistung in einem 

Entwicklungsland zahlt. 

Die laufenden Transfers im Rahmen internationaler Zusammenarbeit umfassen auch 

Übertragungen zwischen dem Staat und den im Land ansässigen internationalen

Organisationen, da internationale Organisationen nicht als gebietsansässige institutionelle 

Einheiten des Landes, in dem sie ansässig sind, behandelt werden. 
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4.123 Buchungszeitpunkt: Laufende Transfers im Rahmen internationaler Zusammenarbeit 

werden entweder zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem die Übertragungen gemäß den 

geltenden Rechtsvorschriften vorzunehmen sind (Pflichttransfers), oder zu dem Zeitpunkt, 

zu dem sie erfolgen (freiwillige Transfers). 

4.124 Laufende Transfers im Rahmen internationaler Zusammenarbeit werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungs- und der Aufkommensseite des Kontos der sekundären 

Einkommensverteilung des Sektors Staat, 

b) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 

Übrige laufende Transfers (D.75) 

Laufende Transfers an private Organisationen ohne Erwerbszweck (D.751) 

4.125 Definition: Laufende Transfers an private Organisationen ohne Erwerbszweck umfassen 

alle Spenden (außer Vermächtnissen), Mitgliedsbeiträge und Zuschüsse, die private 

Organisationen ohne Erwerbszweck von privaten Haushalten (einschließlich 

gebietsfremder privater Haushalte) und in geringerem Umfang auch von anderen Einheiten 

erhalten.

4.126 Laufende Transfers an private Organisationen ohne Erwerbszweck umfassen: 

a) regelmäßig wiederkehrende Mitgliedsbeiträge von privaten Haushalten an 

Gewerkschaften, politische, sportliche, kulturelle, religiöse Vereinigungen usw. im 

Sektor private Organisationen ohne Erwerbszweck; 
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b) Spenden (außer Vermächtnissen) von Kapitalgesellschaften, privaten Haushalten und 

der übrigen Welt an private Organisationen ohne Erwerbszweck, einschließlich 

Sachtransfers in Form von Geschenken (Nahrungsmittel, Kleidung, Decken, 

Medikamenten usw.) an karitative Einrichtungen zur Verteilung an gebietsansässige 

und gebietsfremde private Haushalte. Eine derartige Behandlung gilt für 

Konsumgüter, da Transfers umfangreicher Schenkungen (als nichtfinanzielle Aktiva 

behandelte Wertsachen) unter sonstigen Vermögenstransfers (D.99) verbucht werden 

(siehe Nummer 4.165 Buchstabe e). 

Geschenke in Form von unerwünschten oder gebrauchten Artikeln privater Haushalte 

werden nicht als Transfers gebucht; 

c) vom Staat gewährte Beihilfen und Zuschüsse, jedoch mit Ausnahme der Transfers, 

die speziell zur Finanzierung von Investitionsausgaben bestimmt sind; diese sind in 

der Position Investitionszuschüsse enthalten. 

Nicht zu den laufenden Transfers an private Organisationen ohne Erwerbszweck gehören 

Mitgliedsbeiträge an marktbestimmte Organisationen ohne Erwerbszweck im Dienst von 

Kapitalgesellschaften, wie etwa Industrie- und Handelskammern oder Fachverbände; diese 

Beiträge werden als Dienstleistungsentgelte gebucht. 

4.127 Buchungszeitpunkt: Laufende Transfers an private Organisationen ohne Erwerbszweck 

werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem sie erfolgen. 

4.128 Laufende Transfers an private Organisationen ohne Erwerbszweck werden wie folgt 

gebucht:

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung der 

Transfer leistenden Sektoren, 

b) auf der Verwendungsseite des Außenkontos für Primäreinkommen und Transfers, 

c) auf der Aufkommensseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung des 

Sektors private Organisationen ohne Erwerbszweck. 
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Laufende Transfers zwischen privaten Haushalten (D.752) 

4.129 Definition: Laufende Transfers zwischen privaten Haushalten (D.752) umfassen alle 

laufenden Geld- und Sachtransfers, die gebietsansässige private Haushalte an andere 

gebietsansässige oder an gebietsfremde private Haushalte leisten oder von diesen 

empfangen. Hierbei handelt es sich insbesondere um Geldüberweisungen von 

Auswanderern und dauernd im Ausland wohnenden (oder mindestens ein Jahr lang im 

Ausland arbeitenden) Arbeitnehmern an ihre im Herkunftsland verbliebenen 

Familienangehörigen oder von Eltern an ihre an einem anderen Ort lebenden Kinder. 

4.130 Buchungszeitpunkt der laufenden Transfers zwischen privaten Haushalten: sie werden zu 

dem Zeitpunkt gebucht, zu dem sie erfolgen. 

4.131 Laufende Transfers zwischen privaten Haushalten werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Kontos der sekundären 

Einkommensverteilung der privaten Haushalte, 

b) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 



PE-CONS 77/12 ADD 4 REV 1   100 
 DE

Übrige laufende Transfers, a.n.g. (D.759) 

Geldstrafen und gebührenpflichtige Verwarnungen 

4.132 Definition: Geldstrafen und gebührenpflichtige Verwarnungen, die gegen institutionelle 

Einheiten von Gerichten oder Organen mit quasi-richterlichen Aufgaben ausgesprochen 

wurden, werden als übrige laufende Transfers (D.759) behandelt. 

4.133 Nicht zu den übrigen laufenden Transfers, a.n.g. (D.759) zählen: 

a) Geldstrafen und gebührenpflichtige Verwarnungen, die von den Steuerbehörden 

wegen Steuerumgehung oder verspäteter Steuerzahlung ausgesprochen wurden, da 

sie nicht von den Steuern an sich unterschieden werden können, 

b) Zahlungen für die Erteilung von Berechtigungen, da es sich bei ihnen entweder um 

Steuern oder um Zahlungen für von staatlichen Einheiten erbrachte Dienstleistungen 

handelt.

4.134 Buchungszeitpunkt: Geldstrafen und gebührenpflichtige Verwarnungen werden zum 

Zeitpunkt des Entstehens der Verbindlichkeit gebucht. 
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Lotterien und Spiele 

4.135 Definition: Die für Lotterielose gezahlten oder bei Wetten und Spielen eingesetzten 

Beträge umfassen zwei Teile: das Dienstleistungsentgelt an den Lotterie-, Wett- oder 

Spielveranstalter und einen verbleibenden Teil, der als laufender Transfer an die Gewinner 

ausgezahlt wird. 

Das Dienstleistungsentgelt kann einen wesentlichen Betrag ausmachen und schließt Wett- 

und Lotteriesteuern ein. Die laufenden Transfers werden im ESVG direkt zwischen den 

Lotterie- oder Wettspielern, also zwischen privaten Haushalten, gebucht. Sofern sich 

Gebietsfremde an Lotterien, Spielen oder Wetten im Inland beteiligen, kann es zu 

beachtlichen Nettotransfers zwischen den Sektoren private Haushalte und übrige Welt 

kommen. 

Buchungszeitpunkt: Laufende Transfers werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem sie 

erfolgen.

Entschädigungszahlungen

4.136 Definition: Entschädigungszahlungen sind laufende Transfers, mit Ausnahmen von 

Nichtlebensversicherungsleistungen, die von institutionellen Einheiten an andere 

institutionelle Einheiten geleistet werden, um sie für Personen- oder Sachschäden zu 

entschädigen. Bei den Entschädigungszahlungen handelt es sich um gerichtlich 

angeordnete Pflichtzahlungen oder außergerichtlich vereinbarte freiwillige Zahlungen. Die 

Position umfasst auch freiwillige Entschädigungszahlungen von staatlichen Einheiten oder 

privaten Organisationen ohne Erwerbszweck für Katastrophenschäden, sofern sie nicht den 

Vermögenstransfers zuzuordnen sind. 
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4.137 Buchungszeitpunkt: Entschädigungszahlungen werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem 

sie erfolgen (freiwillige Zahlungen) oder zu dem sie fällig sind (Pflichtzahlungen). 

4.138 Sonstige Formen übriger laufender Transfers 

a) Laufende Transfers von privaten Organisationen ohne Erwerbszweck an den Staat, 

jedoch ohne Steuern, 

b) Zahlungen des Staates an öffentliche Unternehmen, die als nichtfinanzielle 

Kapitalgesellschaften (einschließlich Quasi-Kapitalgesellschaften) eingeordnet sind, 

soweit diese Zahlungen der Deckung außergewöhnlicher Alterssicherungslasten 

dienen,

c) Reisestipendien und Belohnungen, die vom Staat oder von privaten Organisationen 

ohne Erwerbszweck an private Haushalte oder an die übrige Welt gewährt werden, 

d) wiederkehrende Zahlungen des Staates an private Haushalte als Prämien für 

Sparleistungen im Rechnungszeitraum,

e) Erstattungen von Leistungen, die private Haushalte von Wohlfahrtseinrichtungen 

erhalten haben, 

f) laufende Transfers von privaten Organisationen ohne Erwerbszweck an die übrige 

Welt, 

g) Unterstützungszahlungen von Kapitalgesellschaften (Sponsoring), wenn es sich bei 

ihnen nicht um Käufe von Werbe- oder sonstigen Dienstleistungen handelt (z. B. 

Übertragungen für Wohltätigkeitszwecke oder Stipendien), 
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h) laufende Transfers des Staates an private Haushalte in ihrer Eigenschaft als 

Verbraucher, sofern die Transfers nicht bei den Sozialleistungen gebucht sind, 

i) Gegentransfer der Zentralbank an die MFI (S.122 und S.125), um die Vorleistungen 

des nicht direkt zugeordneten Teils des Produktionswerts der Zentralbank 

abzudecken (siehe Kapitel 14: FISIM). 

4.139 Buchungszeitpunkt: Mit Ausnahme der Transfers des Staates und der Transfers an den 

Staat, die zum Fälligkeitszeitpunkt auszuweisen sind, werden die unter Nummer 4.138 

aufgeführten Transfers zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem sie erfolgen. 

Die übrigen laufenden Transfers werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Kontos der sekundären 

Einkommensverteilung sämtlicher Sektoren, 

b) auf der Aufkommens- und der Verwendungsseite des Außenkontos der 

Primäreinkommen und Transfers. 

MwSt.- und BNE-basierte EU-Eigenmittel (D.76) 

4.140 Definition: Die Zahlungen im Rahmen der auf dem BNE und der Mehrwertsteuer 

basierenden dritten und vierten Eigenmittelquelle (D.76) sind laufende Transfers des 

Sektors Staat der EU-Mitgliedstaaten an die Organe der Europäischen Union. 

Die MwSt.-Eigenmittel der EU (dritte Eigenmittelquelle) (D.761) und die BNE-

Eigenmittel der EU (vierte Eigenmittelquelle) (D.762) sind Beiträge zum Haushalt der 

Organe der Union. Die Höhe des Beitrags der einzelnen Mitgliedstaaten richtet sich nach 

der Höhe ihrer MwSt.-Bemessungsgrundlage und ihres BNE. 
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Die Position D.76 umfasst auch sonstige Beiträge des Staates an die Organe der 

Europäischen Union (ohne Steuern) (D.763). 

Buchungszeitpunkt: Zahlungen im Rahmen der auf der Mehrwertsteuer und dem 

Bruttonationaleinkommen basierenden dritten bzw. vierten Eigenmittelquelle werden zum 

Fälligkeitszeitpunkt gebucht. 

Die Zahlungen im Rahmen der MwSt.- und BNE-basierten dritten bzw. vierten 

Eigenmittelquelle werden wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Kontos der sekundären Einkommensverteilung des 

Sektors Staat, 

b) auf der Aufkommensseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers. 

ZUNAHME BETRIEBLICHER VERSORGUNGSANSPRÜCHE (D.8) 

4.141 Definition: Die Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche (D.8) hat den Zweck, in die 

Ersparnis der privaten Haushalte die Veränderung der Alterssicherungsansprüche 

einzubeziehen, auf die die privaten Haushalte einen festen Anspruch haben. Die 

Veränderung der Versorgungsansprüche entsteht durch Beitragszahlungen und Leistungen, 

die im Konto der sekundären Einkommensverteilung nachgewiesen werden.

4.142 Da die Ansprüche gegenüber Alterssicherungssystemen im ESVG in den 

Finanzierungskonten und in den Vermögensbilanzen als Forderungen der privaten 

Haushalte ausgewiesen werden, muss durch einen Berichtigungsposten gewährleistet 

werden, dass sich der Beitrag, um den die Alterssicherungsbeiträge die 

Alterssicherungsleistungen gegebenenfalls übersteigen, nicht auf die Ersparnis der privaten 

Haushalte auswirkt. 
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Zu diesem Zweck wird in den Einkommensverwendungskonten das verfügbare 

Einkommen der privaten Haushalte (Ausgaben- wie auch Verbrauchskonzept) vor dem 

Ausweis der Ersparnis um einen Posten ergänzt, der wie folgt errechnet wird: 

Gesamtbetrag der tatsächlichen und unterstellten Sozialbeiträge zur Alterssicherung, die an 

Alterssicherungssysteme geleistet werden, gegenüber denen die privaten Haushalte einen 

festen Anspruch haben 

zuzüglich Gesamtbetrag der Sozialbeiträge aus Kapitalerträgen aus Systemen der 

sozialen Sicherung, die aus dem auf die Empfänger von Leistungen aus 

Alterssicherungssystemen entfallenden Vermögenseinkommen geleistet 

werden

abzüglich Entgelt für die entsprechenden Dienstleistungen 

abzüglich Gesamtbetrag der Alterssicherungsleistungen, die von 

Alterssicherungssystemen als Leistungen zur sozialen Sicherung ausgezahlt 

werden.

Auf diese Weise ergibt sich für die Ersparnis der privaten Haushalte derselbe Wert, der 

sich ergeben hätte, wenn die Alterssicherungsbeiträge und -leistungen nicht im Konto der 

sekundären Einkommensverteilung als laufende Transfers gebucht worden wären. Dieser 

Berichtigungsposten ist erforderlich, damit die Ersparnis der privaten Haushalte mit der 

Veränderung ihrer Ansprüche gegenüber Alterssicherungssystemen im Finanzierungskonto 

in Einklang steht. Im Einkommensverwendungskonto der für die Zahlung von 

Alterssicherungsleistungen zuständigen Einheiten ist selbstverständlich eine entsprechende 

Gegenberichtigung vorzunehmen. 
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4.143 Buchungszeitpunkt: Der Berichtigungsposten wird zum gleichen Zeitpunkt wie seine 

Bestandteile gebucht. 

4.144 Die Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche wird wie folgt gebucht: 

a) auf der Verwendungsseite des Einkommensverwendungskontos der Sektoren, denen 

die für die Zahlung von Alterssicherungsleistungen zuständigen Einheiten 

angehören,

b) auf der Verwendungsseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall gebietsfremder Versicherer), 

c) auf der Aufkommensseite des Einkommensverwendungskontos des Sektors private 

Haushalte,

d) auf der Aufkommensseite des Außenkontos der Primäreinkommen und Transfers (im 

Fall gebietsfremder privater Haushalte). 

VERMÖGENSTRANSFERS (D.9) 

4.145 Definition: Vermögenstransfers setzen den Zugang oder den Abgang eines oder mehrerer 

Vermögenswerte bei mindestens einem der Transaktionspartner voraus. Sie ziehen, 

unabhängig davon, ob es sich um Geld- oder um Sachtransfers handelt, eine entsprechende 

Veränderung der in der Vermögensbilanz eines oder beider Transaktionspartner 

ausgewiesenen finanziellen oder nichtfinanziellen Aktiva nach sich. 
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4.146 Ein Sachvermögenstransfer ist die Übertragung des Eigentums an einem Vermögenswert 

(außer an Vorräten und an Bargeld) ohne Gegenleistung oder die Aufhebung einer 

Verbindlichkeit seitens eines Gläubigers, wobei auf die Schuldtilgung verzichtet wird. 

Ein Geldvermögenstransfer ist die Übertragung von Bargeld ohne Gegenleistung, das sich 

entweder der Geldgeber durch die Veräußerung eines oder mehrerer Vermögenswerte 

(außer Vorräten) beschafft hat oder das der Empfänger für den Erwerb eines oder mehrerer 

Vermögenswerte (außer Vorräten) verwenden soll. Geldvermögenstransfers erfolgen 

häufig unter der Bedingung, dass ihr Empfänger einen Vermögenswert oder mehrere 

Vermögenswerte erwirbt. 

Der Transferwert eines nichtfinanziellen Aktivums wird bestimmt anhand des geschätzten 

Preises, zu dem das (neue oder gebrauchte) Vermögensgut auf dem Markt verkauft werden 

könnte, zuzüglich Transport-, Installations- oder anderer dem Geber entstehender Kosten 

der Eigentumsübertragung, jedoch ohne entsprechende dem Empfänger entstehende 

Kosten. Transfers finanzieller Aktiva werden in der gleichen Weise bewertet wie andere 

Erwerbe oder Veräußerungen von Forderungen oder Verbindlichkeiten. 

4.147 Vermögenstransfers umfassen vermögenswirksame Steuern (D.91), Investitionszuschüsse 

(D.92) und sonstige Vermögenstransfers (D.99). 
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Vermögenswirksame Steuern (D.91) 

4.148 Definition: Vermögenswirksame Steuern (D.91) sind Zwangsabgaben, die in 

unregelmäßigen und sehr großen Abständen auf den Wert der Vermögensgegenstände oder 

das Reinvermögen der institutionellen Einheiten bzw. auf Vermögenswerte erhoben 

werden, die zwischen institutionellen Einheiten aufgrund von Vermächtnissen, 

Schenkungen oder anderen Transfers übertragen werden. 

4.149 Die vermögenswirksamen Steuern (D.91) umfassen: 

a) Steuern auf Vermögenstransfers: Erbschafts- und Schenkungssteuern, die auf das 

Vermögen des Begünstigten erhoben werden, mit Ausnahme von Steuern auf die 

Veräußerung von Vermögenswerten; 

b) Vermögensabgaben: außerordentliche Abgaben auf die Vermögenswerte oder das 

Reinvermögen der institutionellen Einheiten. Hierzu gehören 

Wertsteigerungsabgaben anlässlich der Umwandlung von landwirtschaftlichen 

Flächen in Bauland oder Bauerwartungsland. 

Kapitalertragsteuern werden nicht als vermögenswirksame Steuern, sondern als laufende 

Steuern auf Einkommen, Vermögen usw. behandelt. 
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4.150 Für die Verbuchung von Steuern in den Konten kommen zwei Quellen in Betracht: auf 

Veranlagungen und Erklärungen beruhende Beträge oder Kasseneinnahmen. 

a) Werden Veranlagungen und Erklärungen zugrunde gelegt, so werden die ermittelten 

Beträge mit Hilfe eines Koeffizienten um veranlagte und erklärte, aber niemals 

eingezogene Beträge bereinigt. Eine alternative Behandlung ist die Verbuchung eines 

Vermögenstransfers an die in Betracht kommenden Sektoren, der der erwähnten 

Bereinigung entspricht. Die Koeffizienten werden ausgehend von den bisherigen 

Erfahrungen und den derzeitigen Erwartungen in Bezug auf veranlagte und erklärte, 

aber niemals eingezogene Beträge geschätzt. Sie sind individuell für die 

verschiedenen Arten von Steuern zu berechnen. 

b) Werden Kasseneinnahmen zugrunde gelegt, so ist eine zeitliche Anpassung 

vorzunehmen, damit die Kassenbeträge dem Zeitraum zugeordnet werden, in dem 

die Tätigkeit ausgeübt wurde, die zur Steuerschuld geführt hat, oder, falls dieser 

nicht bekannt ist, dem Zeitraum, in dem der Steuerbetrag festgelegt wurde. Bei dieser 

Anpassung wird der durchschnittliche Abstand zwischen dem Zeitpunkt der Tätigkeit 

(oder der Festlegung der zu zahlenden Steuer) und dem Zeitpunkt der 

Kasseneinnahme in bar zugrunde gelegt. 

4.151 Vermögenswirksame Steuern werden wie folgt gebucht: 

a) bei der Veränderung der Passiva und des Reinvermögens ( ) im 

Vermögensbildungskonto der Sektoren, denen die Steuerpflichtigen angehören, 
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b) bei der Veränderung der Passiva und des Reinvermögens (+) im 

Vermögensbildungskonto des Sektors Staat, 

c) bei der Veränderung der Passiva und des Reinvermögens im Außenkonto der 

Vermögensbildung. 

Investitionszuschüsse (D.92) 

4.152 Definition: Investitionszuschüsse (D.92) sind Geld- oder Sachvermögenstransfers des 

Staates oder der übrigen Welt an andere gebietsansässige oder gebietsfremde institutionelle 

Einheiten, die dazu bestimmt sind, den Erwerb von Anlagevermögen seitens dieser 

Einheiten ganz oder teilweise zu finanzieren. 

Investitionszuschüsse aus der übrigen Welt sind namentlich diejenigen, die direkt von den 

Organen der Europäischen Union überwiesen werden (z. B. Vermögensübertragungen des 

Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und des Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raum (ELER)). 

4.153 Investitionszuschüsse in Form von Sachtransfers umfassen die unentgeltlichen 

Übertragungen von Transportmitteln, Ausrüstungen und sonstigen beweglichen 

Anlagegütern seitens des Staates an andere gebietsansässige oder gebietsfremde Einheiten 

sowie die direkte Bereitstellung von Gebäuden oder sonstigen unbeweglichen 

Anlagegütern an gebietsansässige oder gebietsfremde Einheiten. 
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4.154 Der Wert von Anlageinvestitionen, die der Staat zugunsten anderer Sektoren der 

Volkswirtschaft tätigt, ist unter den Investitionszuschüssen zu buchen, soweit der 

Begünstigte eindeutig feststeht und das Eigentum an den Anlagen erwirbt. In diesem Fall 

sind die Anlageinvestitionen unter den Änderungen der Aktiva im 

Vermögensbildungskonto des begünstigten Sektors nachzuweisen, finanziert durch einen 

Investitionszuschuss in gleicher Höhe, der bei den Änderungen der Verbindlichkeiten und 

des Reinvermögens desselben Kontos verbucht wird. 

4.155 Investitionszuschüsse (D.92) umfassen sowohl einmalige Zahlungen für die Finanzierung 

von Investitionen während des gleichen Zeitraums als auch zeitlich gestaffelte Zahlungen, 

die sich auf Anlageinvestitionen beziehen, die im Laufe früherer Perioden durchgeführt 

wurden. Jährliche Zahlungen des Staates an Unternehmen, die Tilgungsraten von Schulden 

der Unternehmen darstellen, welche diese zur Durchführung von staatlichen 

Investitionsvorhaben aufgenommen haben, werden als Investitionszuschüsse behandelt. 

4.156 Nicht zu den Investitionszuschüssen gehören vom Staat gewährte Zinszuschüsse. Die 

Übernahme eines Teils der Zinsbelastung durch die öffentliche Hand ist eine 

Einkommensverteilungstransaktion. Dies gilt nicht für den Fall, in dem ein Zuschuss 

gleichzeitig zur Tilgung des aufgenommenen Kredits und zur Zinszahlung verwendet 

werden kann, ohne dass diese beiden Elemente getrennt nachweisbar sind. In diesem Fall 

ist der gesamte Zuschuss als Investitionszuschuss zu buchen. 



PE-CONS 77/12 ADD 4 REV 1   112 
 DE

4.157 Investitionszuschüsse an nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften und Quasi-

Kapitalgesellschaften umfassen außer den Zuschüssen an private Unternehmen auch die 

Zuweisungen an öffentliche Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, soweit nicht 

die staatliche Stelle, welche die Mittel gewährt, damit eine Forderung gegenüber den 

öffentlichen Unternehmen erwirbt. 

4.158 Investitionszuschüsse an den Sektor private Haushalte umfassen außer 

Modernisierungsprämien an Unternehmen, die keine Kapital- oder Quasi-

Kapitalgesellschaften sind, die Prämien, die privaten Haushalten für den Wohnungsbau, -

erwerb oder -umbau gewährt werden. 

4.159 Investitionszuschüsse an staatliche Stellen umfassen Zahlungen (außer Zinszuschüsse) an 

Teilsektoren des Staates, die den Zweck haben, Anlageinvestitionen zu finanzieren. 

Investitionszuschüsse zwischen staatlichen Stellen sind innersektorale Ströme, die in den 

konsolidierten Konten für den gesamten Staatssektor nicht erscheinen. Beispiele für 

Investitionszuschüsse innerhalb des Sektors Staat sind die Zuweisungen des Bundes 

(Zentralstaats) an die Gemeinden, deren ausdrücklicher Zweck in der Finanzierung von 

Anlageinvestitionen besteht. Transfers für verschiedene unbestimmte Zwecke werden als 

laufende Transfers innerhalb des Staatssektors gebucht, selbst wenn sie zur Deckung von 

Investitionsausgaben herangezogen werden. 

4.160 Investitionszuschüsse des Staates oder der übrigen Welt an private Organisationen ohne 

Erwerbszweck sind anhand des in Nummer 4.159 genannten Kriteriums von den laufenden 

Transfers an private Organisationen ohne Erwerbszweck abzugrenzen. 
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4.161 Investitionszuschüsse an die übrige Welt sind ebenfalls auf Transfers beschränkt, deren 

besonderer Zweck die Finanzierung von Anlageinvestitionen gebietsfremder Einheiten ist. 

Sie betreffen beispielsweise verlorene Zuschüsse zum Bau von Brücken, Fabriken, 

Krankenhäusern, Schulen in Entwicklungsländern oder für den Bau von Gebäuden für 

internationale Organisationen. Sie können sowohl zeitlich gestaffelte als auch einmalige 

Zahlungen umfassen. Die geschenkte oder verbilligte Lieferung von Anlagegütern ist 

ebenfalls in dieser Position nachzuweisen. 

4.162 Buchungszeitpunkt: Investitionszuschüsse in Form von Geldtransfers werden zum 

Fälligkeitszeitpunkt gebucht. Investitionszuschüsse in Form von Sachtransfers werden zu 

dem Zeitpunkt ausgewiesen, zu dem das Eigentum an dem Vermögenswert übertragen 

wird.

4.163 Investitionszuschüsse werden wie folgt gebucht: 

a) bei der Veränderung der Verbindlichkeiten und des Reinvermögens (–) im 

Vermögensbildungskonto des Sektors Staat, 

b) bei der Veränderung der Verbindlichkeiten und des Reinvermögens (+) im 

Vermögensbildungskonto der Sektoren, die die Zuschüsse empfangen, 

c) bei der Veränderung der Verbindlichkeiten und des Reinvermögens im Außenkonto 

der Vermögensbildung. 
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Sonstige Vermögenstransfers (D.99) 

4.164 Definition: Als sonstige Vermögenstransfers (D.99) werden alle Transfers (außer 

Investitionszuschüssen und vermögenswirksamen Steuern) erfasst, die keine Transaktionen 

der Einkommensverteilung darstellen, sondern eine Ersparnis- oder 

Vermögensumverteilung zwischen den verschiedenen Sektoren oder Teilsektoren der 

Volkswirtschaft oder mit der übrigen Welt bewirken. Sie können in Form von Geld- oder 

Sachtransfers erfolgen (bei Schuldenübernahme oder Schuldenaufhebung) und entsprechen 

freiwilligen Vermögenstransfers. 

4.165 Die sonstigen Vermögenstransfers (D.99) enthalten folgende Transaktionen: 

a) Entschädigungszahlungen des Staates oder der übrigen Welt an die Eigentümer von 

Anlagegütern, die infolge von Kriegshandlungen, sonstigen politischen Ereignissen 

oder Naturkatastrophen (Überschwemmungen usw.) zerstört oder beschädigt worden 

sind;

b) Übertragungen des Staates an nichtfinanzielle Kapital- und Quasi-

Kapitalgesellschaften zur Deckung von angesammelten Verlusten aus mehreren 

Geschäftsjahren oder von außerordentlichen Verlusten, deren Ursachen außerhalb 

der Verantwortlichkeit des Unternehmens liegen (auch im Fall einer 

Kapitalerhöhung);
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c) Übertragungen zwischen Teilsektoren des Staates zur Deckung von 

außerordentlichen Ausgaben oder von angesammelten Verlusten; derartige 

Übertragungen zwischen staatlichen Stellen sind innersektorale Ströme des Staates, 

die in den konsolidierten Konten für den gesamten Staatssektor nicht erscheinen; 

d) einmalige Zahlungen des Staates an private Haushalte als Prämien für 

Sparleistungen, die diese im Laufe mehrerer Jahre erbracht haben; 

e) Vermächtnisse und umfangreiche Schenkungen zwischen institutionellen Einheiten, 

die verschiedenen Sektoren angehören, einschließlich Vermächtnisse und 

umfangreiche Schenkungen an private Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Beispiele für Schenkungen an Organisationen ohne Erwerbszweck sind Schenkungen 

an Universitäten zur Deckung der Baukosten von Studentenheimen, Bibliotheken, 

Laboratorien usw.; 
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f) im gemeinsamen Einvernehmen erfolgende Schuldenaufhebungen zwischen 

institutionellen Einheiten, die verschiedenen Sektoren oder Teilsektoren angehören 

(beispielsweise Aufhebung der Forderung, die der Staat gegenüber einem Schuldner 

in der übrigen Welt hat oder Garantieleistung zur Befreiung eines zahlungsunfähigen 

Schuldners von seiner Verpflichtung — eine Ausnahme ist der spezielle Fall von an 

den Staat zu zahlenden Steuern und Sozialbeiträgen (siehe Buchstabe j). Derartige 

einvernehmliche Schuldenaufhebungen werden als Vermögenstransfers der 

Gläubiger an die Schuldner in Höhe der zum Zeitpunkt der Aufhebung ausstehenden 

Schuld behandelt. Ebenso ist die Gegenbuchung zu einer Schuldenübernahme und 

anderen ähnlichen Transaktionen (Abruf von Garantiebeträgen im Zusammenhang 

mit Systemen nicht standardisierter Garantien oder eine Umschuldung, bei der ein 

Teil der Schulden getilgt oder übertragen wird) ein sonstiger Vermögenstransfer. 

Ausgeschlossen sind jedoch: 

1) die Aufhebung und Übernahme von Schulden von Quasi-Kapitalgesellschaften

durch die Eigentümer dieser Quasi-Kapitalgesellschaften. Das ist vielmehr eine 

Transaktion mit Anteilsrechten und Anteilen an Investmentfonds (F.5); 

2) die Aufhebung und Übernahme von Schulden öffentlicher 

Kapitalgesellschaften durch den Staat, wenn die Kapitalgesellschaft aufgelöst 

wird und als institutionelle Einheit im Nachweis des ESVG verschwindet. 

Dieser Vorgang wird im Konto der sonstigen Volumenänderungen gebucht 

(K.5);
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3) die Aufhebung und Übernahme von Schulden öffentlicher 

Kapitalgesellschaften durch den Staat im Zusammenhang mit einem laufenden 

Vorgang der Privatisierung, die kurz vor dem Abschluss steht. Dieser Vorgang 

wird als Transaktion mit Anteilsrechten und Anteilen an Investmentfonds 

ausgewiesen (F.5). 

Bei einer einseitigen Wertberichtigung einer Schuld handelt es sich dagegen nicht 

um eine Transaktion zwischen institutionellen Einheiten, so dass sie weder im 

Vermögensbildungskonto noch im Finanzierungskonto verbucht wird. Wenn der 

Gläubiger eine Wertberichtigung vornimmt, erfolgt die Buchung im Konto sonstiger 

realer Vermögensänderungen des Gläubigers bzw. des Schuldners. Rückstellungen 

für zweifelhafte Forderungen werden als Positionen der betrieblichen Buchführung 

behandelt, die lediglich im Fall von erwarteten Verlusten bei notleidenden Krediten 

als nachrichtlicher Ausweis in der Vermögensbilanz verbucht werden. Die einseitige 

Nichtanerkennung einer Schuld durch den Schuldner ist ebenfalls keine Transaktion 

und wird daher nicht verbucht; 

g) der Teil der realisierten Kapitalgewinne (-verluste), der an andere Sektoren 

ausgeschüttet wird, wie beispielsweise von Versicherungsgesellschaften realisierte 

Kapitalgewinne, die an private Haushalte ausgeschüttet werden. Die Gegenbuchung 

von Transfers, die der Staat indirekt (beispielsweise über eine Holding-Gesellschaft) 

im Zuge einer Privatisierung empfängt, wird jedoch als Transaktion mit 

Anteilsrechten und Anteilen an Investmentfonds (F.5) ausgewiesen und beeinflusst 

nicht den Finanzierungssaldo des Staates; 
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h) umfangreiche Entschädigungszahlungen für Schäden, die durch 

Versicherungsverträge nicht abgedeckt sind (ausgenommen die unter Buchstabe a 

aufgeführten Zahlungen des Staates oder der übrigen Welt). Diese Zahlungen werden 

entweder gerichtlich zuerkannt oder außergerichtlich vereinbart. Beispiele für solche 

Zahlungen sind Entschädigungszahlungen für Schäden aufgrund von schweren 

Explosionen, Ölverschmutzungen, Arzneimittelnebenwirkungen usw.; 

i) Sonderzahlungen, die von Arbeitgebern (einschließlich des Staates) oder vom Staat 

(im Rahmen seiner sozialen Aufgaben) an Sozialschutzsysteme zur Erhöhung der 

Deckungsrückstellungen dieser Systeme geleistet werden. Die entsprechende 

Berichtigung zwischen den Sozialschutzsystemen und den privaten Haushalten wird 

ebenfalls unter den sonstigen Vermögenstransfers (D.99) erfasst; 

j) basiert die Verbuchung von an den Sektor Staat gezahlten Steuern und 

Sozialbeiträgen auf Veranlagungen und Erklärungen, so werden die Beträge, deren 

Einziehung unwahrscheinlich ist, im selben Rechnungszeitraum neutralisiert. Hierzu 

wird unter der Position D.995 ein „sonstiger Vermögenstransfer“ (D.99) zwischen 

dem Staat und den betreffenden Sektoren verbucht. Dieser Strom D.995 wird 

entsprechend der Kodierung der betreffenden Steuern und Sozialbeträge 

untergliedert;
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k) Versicherungsleistungen nach einer Katastrophe: der Gesamtwert der mit der 

Katastrophe zusammenhängenden Leistungen, wie sie aus den Angaben der 

Versicherungswirtschaft hervorgehen, wird als ein Vermögenstransfer von den 

Versicherungsgesellschaften an die Versicherungsnehmer gebucht. Können die 

Versicherungsgesellschaften keine Angaben zu den Leistungen im Zusammenhang 

mit der Katastrophe machen, werden die katastrophenbezogenen Leistungen als 

Differenz zwischen den tatsächlichen Leistungen und den angepassten Leistungen im 

Zeitraum der Katastrophe geschätzt; 

l) von der Gemeinschaft aufgebaute Vermögenswerte, bei denen die Zuständigkeit für 

ihre Erhaltung später vom Staat übernommen wird. 

4.166 Der Buchungszeitpunkt wird wie folgt festgelegt: 

a) sonstige Geldvermögenstransfers werden zum Fälligkeitszeitpunkt gebucht; 

b) sonstige Sachvermögenstransfers werden zu dem Zeitpunkt gebucht, zu dem das 

Eigentum an dem Vermögenswert übertragen wird oder zu dem der Gläubiger die 

Verbindlichkeit aufhebt. 
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4.167 Die sonstigen Vermögenstransfers werden unter der Veränderung der Verbindlichkeiten 

und des Reinvermögens im Vermögensbildungskonto der Sektoren und dem Außenkonto 

der Vermögensbildung ausgewiesen. 

MITARBEITERAKTIENOPTIONEN 

4.168 Eine besondere Form des Sacheinkommens besteht darin, dass ein Arbeitgeber einem 

Arbeitnehmer die Option einräumt, zu einem künftigen Zeitpunkt Aktien (Anteile) zu 

einem im Voraus festgelegten Preis zu erwerben. Die Mitarbeiteraktienoption ähnelt einem 

Finanzderivat. Der Arbeitnehmer wird von der Option möglicherweise keinen Gebrauch 

machen, weil entweder der Aktienkurs nun niedriger ist als der Preis, zu dem er das 

Optionsrecht ausüben kann, oder weil er nicht mehr bei dem Arbeitgeber beschäftigt ist 

und daher das Optionsrecht verloren hat. 

4.169 Üblicherweise informiert ein Arbeitgeber die von ihm beschäftigten Arbeitnehmer über 

seinen Beschluss, eine Aktienoption zu einem bestimmten Preis (Basis- oder 

Ausübungspreis) nach einer bestimmten Zeit unter bestimmten Bedingungen (zum 

Beispiel, dass das Beschäftigungsverhältnis noch besteht, oder in Abhängigkeit vom Erfolg 

des Unternehmens) einzuräumen. Der Buchungszeitpunkt der Mitarbeiteraktienoption in 

den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen muss genau festgelegt werden. Der „Tag der 

Gewährung“ ist der Zeitpunkt, zu dem der Arbeitnehmer das Optionsrecht erhält, der „Tag 

der ersten Ausübungsmöglichkeit“ ist der früheste Zeitpunkt, zu dem das Optionsrecht 

ausgeübt werden kann, und der „Tag der Ausübung“ der Zeitpunkt, zu dem das 

Optionsrecht tatsächlich ausgeübt wird (oder erlischt). 
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4.170 Den Buchungsempfehlungen des International Accounting Standards Board (IASB) 

zufolge ermittelt das Unternehmen einen beizulegenden Zeitwert für die Optionen am Tag 

der Gewährung, indem es den Basispreis der Anteile zu diesem Zeitpunkt mit der Anzahl 

der Optionen multipliziert, die am Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit voraussichtlich 

ausübbar werden, dividiert durch die Anzahl der Dienstjahre, die voraussichtlich bis zum 

Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit abgeleistet werden. 

4.171 Im ESVG kann der Wert der Optionen mit Hilfe eines Aktienoptionspreismodells 

geschätzt werden, wenn es weder einen beobachtbaren Marktpreis noch eine Schätzung 

durch die Kapitalgesellschaft entsprechend den vorgenannten Empfehlungen gibt. Mit 

einem solchen Modell sollen zwei Auswirkungen auf den Wert der Option erfasst werden. 

Erstens wird der Betrag vorausgeschätzt, um den der Marktpreis der betreffenden Anteile 

den Basiswert am Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit übersteigen wird. Zweitens wird 

die Erwartung berücksichtigt, dass der Preis vom Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit bis 

zum Tag der Ausübung weiter steigt. 

4.172 Vor der Ausübung des Optionsrechts hat die Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer den Charakter eines Finanzderivats und wird als solches in den 

Finanzierungskonten beider Parteien ausgewiesen. 

4.173 Eine Schätzung des Werts der Mitarbeiteraktienoption erfolgt zum Tag der Gewährung. 

Dieser Betrag ist, wenn möglich, in das über den Zeitraum vom Tag der Gewährung bis 

zum Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit verteilte Arbeitnehmerentgelt einzubeziehen. 

Wenn dies nicht möglich ist, ist der Wert der Option zum Tag der ersten 

Ausübungsmöglichkeit zu buchen. 
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4.174 Die Kosten der Verwaltung von Mitarbeiteraktienoptionen trägt der Arbeitgeber, sie 

werden ebenso wie alle anderen Verwaltungsaufgaben in Verbindung mit dem 

Arbeitnehmerentgelt als Teil der Vorleistungen behandelt. 

4.175 Der Wert der Aktienoption wird zwar als Einkommen betrachtet, aber 

Mitarbeiteraktienoptionen sind nicht mit Kapitalerträgen verbunden. 

4.176 In den Finanzierungskonten wird der Erwerb von Mitarbeiteraktienoptionen durch private 

Haushalte dem entsprechenden Teil des Arbeitnehmerentgelts mit einer entsprechenden 

Verbindlichkeit des Arbeitgebers zugeordnet. 

4.177 Grundsätzlich ist jede Änderung des Werts ab dem Tag der Gewährung bis zum Tag der 

ersten Ausübungsmöglichkeit als Teil des Arbeitnehmerentgelts zu behandeln, während 

jede Änderung des Werts ab dem Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit bis zum Tag der 

Ausübung nicht als Arbeitnehmerentgelt, sondern als Umbewertungsgewinn oder -verlust 

behandelt wird. In der Praxis ist es höchst unwahrscheinlich, dass Schätzungen der Kosten 

von Mitarbeiteraktienoptionen für die Arbeitgeber vom Tag der Gewährung bis zum Tag 

der Ausübung geändert werden. Aus pragmatischen Gründen wird daher der gesamte 

Wertanstieg vom Tag der Gewährung bis zum Tag der Ausübung als 

Umbewertungsgewinn oder -verlust behandelt. Eine Erhöhung des Werts der Aktie über 

den Basispreis hinaus ist ein Umbewertungsgewinn für den Arbeitnehmer und ein 

Umbewertungsverlust für den Arbeitgeber und umgekehrt. 

4.178 Wird eine Mitarbeiteraktienoption ausgeübt, so wird der Eintrag in der Vermögensbilanz 

gelöscht und durch den Wert der erworbenen Aktien (Anteile) ersetzt. Diese Änderung bei 

der Klassifikation erfolgt über Transaktionen in den Finanzierungskonten und nicht über 

das Konto sonstiger realer Vermögensänderungen. 




